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reIse. Berlm 1930. Verlag von Reimar Hobbing. 36 S. Die Schrift ist eine lesens· 
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58. AbbIldungen; dazu 3 Karten und 1 Tafel. 40. Der 1929 erfolgte Abschluß des 
'~~h~end des Weltkriegs aufgenommenen Hafenausbaus und der Vertiefung des 
Kom~sber~er Seekanals begründen das Erscheinen dieser würd~g ausgestatteten 
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NiChtsdestoweniger kann diese Erstreckung der Untersuchungen des OKW. für die 
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Preisbemessungsgrundsätze und Tarifpolitik der Deutschen 
Reichspost im Nachrichten-, insbesondere im Drucksachen­

verkehr. 
Von Oberpostdirektor Dr. H. Hellmuth, Nürnberg . 

Auf dem Gebiet des Drucksachenverkehrs besitzt die Deutsche Reichspost 
(= DRP) grundsätzlich eine nur tat s ä eh I ich e, und dabei keineswegs unbe· 
schränkte MonopolsteIlung. Die Anziehungskraft ihrer Verkehrseinrichtungen auf 
das Bedürfnis vor allem der Geschäftswelt nach einem zuverlässigen Druek­
sachenversand beruht lediglich auf der Vollkommenheit und Leistungsfähigkeit 
dieser öffentlichen Verkehrsanstalt. Eine re eh t I ich e Stütze findet in diesem 
Punkt die Stellung der DRP nur in beschränkter Weise, insofern das Gesetz 
"den Be tri e b von Ans t alt e n zur gewerbsmäßigen Einsamrnlung, Beförde­
rung oder Verteilung von unverschlossenen Briefen, Karten, Drucksa chen und 
Warenproben, die mit der Aufschrift bestimmter Empfänger versehen sind, 
verbietet·· (Verbot der sog. Privatbriefbeförderungsanstalten ; Artikel 3 des Gesetz .. s. 
betr. einige Änderungen von Bestimmungen über das Postwesen, vom 20. De­
zember 1899 RGBt S. 715). 

Bei dieser weitreichenden tatsächlichen Vorzugsstellung darf die DRP die 
Tarifbildung in ihrem Drucksachenverkehr ebensowenig nach freiem Belieben 
vornehmen wie in jenen ihrer Geschäftszweige, wo ihr ein Alleinbetriebs r e c h t 
zur Seite steht. Der Drucksachentarif der DRP bleibt daher ebenfalls allen .jenen 
ge m ein VI i r t s c h a f tl i c he n Gesichtspunkten unterworfen, welche die Preis· 
bildung der DRP auf den ihr rechtlich ausschließlich vorbehaltenen Geschäfts· 
zweigen (Beförderung verschlossener Briefe gegen Entgelt, Zeitungsvertrieb, Fern­
meldeverkehr) wesentlich beeinflussen. Bei der Festsetzung der Drucksachen· 
gebühren sind daher vor allem die gemeinwirtschaftlichen Gebote der GI eich ­
heit des Preissatzes für a lle Verkehrsteilnehmer und der Bemessung 
eine r wirtschaftlich richtigen Preishöhe zu beachten, die den Ver­
kehrsnutzern die erreichbar volle Befriedigung ihrer Verkehrsbedürfnisse und 
damit die Sicherung eines tunliehst hohen Gesamlnutzens gewährleisten. Eine 
Untersuchung der hier einschlägigen Preisbestimmungsgründe darf aber auch 
die theoretisch wie praktisch längst bewährte Erfahrung nicht unberücksichtigt 
Jassen, daß dieser "Gesamtnutzen" der Verkehrsteilnehmer nicht dazu dienen 
kann, gewisse belriebswirtschaftlich wesentliche Einflüsse auf die Drucksachen­
tarifsätze einseitig auszuschalten. 

1. Die Prelsbemessungsgrundsälze. 
a) Die Wertung durch den Verkehrsnutzer. Das Preisgesetz. 

Das Kostengesetz des Verkehrs lehrt, durch ein Höchstmaß der erreichbaren 
V~rkehrsstärke eine weitgehende Minderung der Selbstkosten zu erzielen. Auf 
dIe Zahl. der hierbei notwendigen Verkehrsdienste übt nun die Preisstellung für 
dIese Leistungen einen weitreichenden Einflu:ß aus. Wer eine Verkehrsleistung 
der DRP. begehrt, verfolgt damit einen besonderen Zweck, dessen Erfüllung ihm 

ZeitKhr. f. Verkehrswiuenlchaft. 9. Jahrg. Heft 2. ö 



62 Die Tarifpolitik der Deutschen Reichspost im Drucksachenverkehr. 

einen bestimmten Z w eck \V e r t darstellt. Der von der Verkehrsan,stalt für ihren 
Dienst verlangte Preis (die Gebühr) bedeutet für den betreffenden Verkehrs­
nutzer eine Ausgabe, erscheint ihm als ein (begehrenswerter oder - weil zu hoch 
- abzulehnender) K 0 s t en wer t. Der einzelne wird nur dann die Tätigkeit der 
Anstalt für sich in Anspruch nehmen, wenn dieser Kostenwert über jenen be­
sonderen Zweckwert der Verkehrsleistung wenigstens nicht hinausgeht. Zum 
Verkehrsnutzer wird also im allgemeinen der, welcher dem angestrebten Verkehrs­
dienst einen höheren Wert beimißt als der Gütermenge des für die Dienst­
leistung geforderten Preises. In der arbeitsteiligen, tauschwirtschaftlichen Güter­
erzeugung und Güterver teilung kann man allerdings von einem eigenen Zweck­
wert, der mi t dem Aufsuchen der postalischen Verkehrstätigkeit verbunden wäre, ~ 

nicht sprechen; denn die verlangten Verkehrsdienste der DRP dienen der Privat­
wirtschaft lediglich als ein Mittel zur vorbeschriebenen Zweckerfüllung, stellen 
mithin selbst einen Abschnitt jener tauschwirtschaftlichen ·Wirksamkeit dar. Die 
Geschäftskreise schätzen die Beförderung von Nachrichten durch die Post nicht 
nach ihrem persönlichen Wertstand, sondern danach, ob ihnen die Beförderungs­
kosten einen geschäftlichen Gewinn übrig lassen. In der Regel bleibt hier der 
Zweckwert nur durch den Kostenwert meßbar, d. h. " durch diejenige Güter­
summe, welche jemand im vorliegenden Falle für den Ankauf der Verkehrsleistwlg 
mit Rücksicht auf den Zweckwert aufzuwenden bereit ist". Beim geschäftlichen 
Nachrichtenverkehr greift also nicht die persönliche \Vertung Platz, die Ver­
kehrsleistungen werden vielmehr als Kosten mit Rücksicht auf den wirtschaftlichen 
Ertrag in Rechnung gesetzt (Sax I S.98 u_ 101) . Je niedriger nun der Preis und 
damit der Kostenwert für den Dienstleistungsbegehrer sich erweist, desto germger 
kann im allgemeinen der Zweckwert sein, um dessentwillen eine postalische Ar­
beit beansprucht wird, desto größer wird aber im allgemeinen der Kreis der Per­
sonell ausfallen, die nach ihrem Besitzstand W1d entsprechend der jeweiligen Ver­
kehrsbedeutung einer Dienstleistung diese von der DRP verlangen. Die Allg,emein­
heit der durch die Postbeförderungsgeschäfte zu befriedigenden Verkehrsbedürf­
nisse bedingt es, daß die Preise (hier die Briefpostgebühren) dem Wertstand 
der großen Masse der Verkehrsteilnehmer, in unserem Falle dem dur eh s c h n i t t-
1 ich e n Wer ts tand der ganz e n B evö I ke run gang e g I ich en werden. 

Die Preiserniedrigung hebt bei richtiger Einstellung der Tarifpolitik 
auf solche Einflüsse die Verkehrsstärke und vermindert damit die Anteilkosten 
jeder Leistungseinheit. über diese Wirkung des Preisgesetzes des Verkehrs, 
aber auch über die G r e nz e n für eine solche verkehrssteigernde Preisermäßigung 
vgI. Sax (I S. 90 L, II S. 398). Heute hört man mehr denn je Wünsche der Ge­
schäfts- und Handelswelt nach einer Gebührensenkung im postalischen Nach­
richtenverkehr, die mit jener verkehrserhöhenden Wirkung solcher Tarifsenkungen 
begründet wird. Demgegenüber ist mit Sax (I S.94) zu betonen, daß bei einer 
fortschreitenden Gebühren€rmäßigung der Spielraum für eine weitere Ermäßigung 
gering bleibt, weil die Wirkung der dann noch möglichen immer geringeren 
Ermäßigung auf eine Verkehrshebung stetig abnehmen und endlich 
verschwinden muß. ,,\Venn die bei jeder - berechtigten oder unberechtigten -
Forderung nach einer Tarifherabsetzung gehörte Behauptung, der ermäßigte Be­
förderungspreis würde eine derartige Steigerung des Verkehrs nach sich ziehen, 
daß der Ausfall in den Einnahmen sich in kurzer Zeit wieder ersetzen werde, 
in ihrer nackten Allgemeinheit und Unbestimmtheit richtig wäre, so bestünde 
das Geheimnis der höchsten Betriebsökonomie ganz einfach in der niedrigsten 
Preisstellung" (Sax II S.456). Wie weit die DRP dem Verlangen beteiligter Ge-
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schäftskreise nach günstigerer Verkehrs~ und Tarifgestaltung unter Vernac~lässi­
gung dieser Erfahrungssätze entsprochen bat, wird also zu besprechen sem. 

b) Die Kostenverursachung im Postbetrieb_ 

Eine Preisstellung, die zur Erzielung höherer Verkehrsziffern auf tunlic~e 
Preisermäßigung gerichtet ist, wird in dieser Art von Tarifpolitik nicht allem 
durch die eben erwähnten Schranken des Preisgesetzes gehemmt, sie muß auch 
die entstehenden Kosten als die regelmäßige Untergrenze jeder 
Pr eis b i 1 dun g in Rechnung ziehen. Dabei sind die Grenzen der Selbstkosten­
rechnung im Betrieb der DRP im Auge zu behalten. Für eine Selbstkostenrech-

• nung zum Zwecke der Preisbestimmung bleibt die Erfassung der G~samthel t 
der Kosten das zunächst Wichtigste. Es· ist hervorzuheben, daß die K 0 s te n 
des Postbetriebs durch den Verkehr in seiner Gesamtheit veran­
laßt sind. Die Entfernung des Bestimmungsortes der ein z ein e n Nachricht ha.t 
keinen bestimmbaren Einfluß auf die Gesamtsumme der Selbstkosten. Die in 
Massen anfallenden Verkehrsleistungen des postalischen Nachrichtendienstes sind 
äußerst mannigfaltig nach dem Maße der BeansprucllUng der Postverkehrsmittel, 
nach der Ausdehnung der Ortsveränderung (Beförderungsweg), nach Umfang und 
Ausstattung der Versendungsgegenstände_ Die einzelne betriebliche Beföt;ler.ungs­
handlung anläßlich jedes einzelnen Verkehrsdienstes trItt kostentechmsch In Ihrem 
Einfluß auf die Gesamtkosten um so mehr zurück, je stärker an Zahl und be­
trieblicher Aufeinanderfolge, je vielseitiger nach körperlicher Ausstattung und 
nach ihrem Beförderungsziel die Briefbeförderungsgegenstände anfallen. Die Kosten­
berechnung bekommt es daher mit großen Durchschnittsklassen zu tu~, in welche 
sich die verschiedenen Nachrichtenbeförderungsgegenstände nach Ihrer Bean­
spruchung der Postbetriebseinrichtungen einreihen lassen. Es müssen innerhalb 
dieser durchschnittlichen Kostengruppen für jede dazugehörige Verkehrsleistung 
(z . B. für eine Briefbeförderung, für eine Drucksachenbeförderung usw.) ~ie auf 
sie entfallenden Anteilkosten als Mindestpreis berechnet werden. Zu dIe sem 
Zweck werden die ermittelten Güteraufwendungen der Last­
leistungen auf alle iIUlerhalb des der Kostenfestste1'lung zugrunde lieg·enden 
betrieblichen Zeitabschnitts angefallenen Nutzleistungen - nach dem Ver­
hiUtnis des Anteils der Nutzleistungen an den Lastleistungen - aufgeteilt (über 
Einzelheiten vgL Sax I S. 1021.)_ 

c) Das gegenseitige Verhältnis zwischen Wert und Kosten 

wirkt sich dahin aus, daß im Zweifel die Wertung eines Beförderllngs­
geschäfts durch den Verkehrsnutzer für die Preisbemessung (Gebühren­
festsetzung) den Ausschlag gibt (vgL Sax I S_ 104}. Die Wirkung dieser Preis­
bestimmungsregel geht dahin, daß in solchen Fällen "der KolhsIOn ZWIschen 
den beiden Preisbemessungsgründen Wertung und Kostenverursachung" der Preis 
nur bis zu dem der Wertung entsprechenden Punkt gehen darf, selbst wenn die 
Kostenverursachung eine weiterreichende Gebührenerhöhung begründen würde. 
Praktische Beispiele für solche tarifpolitischen Erscheinungen bieten im Betrieb 
der DRP vor allem der ~ Postzeitungsvertrieb und der Telegrammverkehr. Hier 
werden die erwachsenen Kosten durch die Gebühreneinnahmen bei weitem nicht 
gedeckt. Der Zeitungsdienst wird von der ertragreicheren Briefpostbeförderung 
mitgeSChleppt, der finanzielle Ausfall im Telegrammverkehr wird von den Fern-
sprecheinnahmen getragen. 

5* 
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Einen besonders dankbaren Gegenstand für das gegenseitige Kräfteverhältnis 
zwischen Wertung und Kostenverursachung bietet die gegenwärtige Verkehrs­
und Tarifpolitik der DRP im Drucksachenverkehr. Hierauf soll im folgenden 
eingegangen werden. 

2. Die Verkehrs- und TarifpolItik der DRP Im Drucksachenverkehr . 
a) Die Gründe für die herkömmliche Preisermäßigung im 

Drucksachenverkehr der DRP. 

a) Die tarifliche Behandlung des Drucksachenverkehrs durch 
die DRP bietet ein besonders hervorstechendes Beispiel für die Rückwirkung von 
Preisermäßigungen auf die Ausdehnungsfähigkeit der Nachfrage, auf die Steigerung 
des Verkehrs und auf die dadurch erzielte Massennutzung. Die Preisbildung im 
Drucksachenverkehr trägt zunächst das gleiche allgemeine Kenn z eie h e n wie 
die Preisbildung im übrigen postalischen Nachrichtenverkehr: die Unab­
h ä n gig k e i t des Beförderungspreises von der örtlichen Kostengestaltung und 
die kosten- und preistechnische Vernachlässigung des Beförde>­
rungswegs im einzelnen Fall. die zu einem Ausgleich zwischen den früheren 
Beförderungspreisen auf den verschiedenen Linien (Bemessung der Postgebühr auf 
allen Postwegen nach dem Durchschnitt des ganzen Verkehrsnetzes für alle daran 
beteiligten Örtlichkeiten) geführt hat (Gesetz der Nivellierung im Tarifwesen; 
über seine Merkmale im einzelnen vgl. Sax I S. 107 u. Sax Il S. 401). Bekanntlich 
weisen nun die Drucksacben gege.nüber den Briefen und Postkarten eine be­
merkenswerte Ermäßigung der Beförderungsgebühren auf. Nach den 
gegenwärt.g geltenden Tarifsätzen beträgt die Gebü'hr im Fernverkehr für 
Briefe bis 20 Gramm 15 Rpf, über 20 bis 250 Gramm 30 Rpf, über 250 bis 
500 Gramm 40 Rpf. Postkarten kosten im Fernverkehr 8 Rpf. Dru cksachen 
dagegen wurden von der DRP befördert zurolge den bis zum 1. März 1931 gültigen 
Tarifsätzen : in Form einfacher, offen versandter Karten, auch mit an h ä n gen ­
der Antwortkarte, zu 3 Rpf, im übrigen - d. h. in anderer Form und 
Ausstattung - bis zu 50 Gramm zu 5 Rpf, über 50 bis 100 Gramm zu 8 Rpf, 
über 100 bis 250 Gramm zu 15 Rpf, über 250 bis 500 Gramm zu 30 Rpf. Postwurf­
sendungen übernahm die DRP als Drucksachen bis zu 50 Gramm, gegen eine 
Gebühr von 3 Rpf für das Stück, zur Beförderung und Verteilung. Nach den im 
Zeichen des allgemeinen Preisabbaues erga.ngenen Vorschlägen zur Senkung der 
Postgebühren, die vom Reichspostministerium Mitte Dezember 1930 dem Ver­
waHungsrat der DRP unterbreitet und mit dessen Zustimmung durch Verordnung 
vom 20. Januar 1931 in Kraft gesetzt worden sind, ist ab 1. März 1931 im Druck­
sachenverkehr, wo bisher die Mindestgebühr bis zu 50 Gramm 5 Rpf hetrug, 
eine neue Gewichtsstufe bis zu 20 Gramm mit der Gebühr von 4 Rpf eingeschalte t 
worden. Bei Postwurfsendungen in Drucksachenform ist die Gebühr für Beförde­
rung und Verteilung von 3 Rpf auf 2 Rpf ermäß igt worden. 

ß) Gegenüber der Beförderung von Briefen und Postkart,en erscheint di e 
wohlfeilere Behandlung der Drucksachen vom Standpunkt der 
Sei b s t ko s tell zunächst nicht einleuchtend. Die betriebliche Arbeit und damit 
der persönliche und sächliche Gesamtkostenaufwand ist bei Drucksachen - von 
der Menge der aufgelieferten Verkehrsgegenstände und ihrem kostenlechnischen 
Einfluß zunächst abgesehen - der gleiche wie in der Briefbeförderung. Jede mit 
der Anschrift eines bestimmten Empfängers versehenen Drucksache durchläuft 
grundsätzlich die gleichen Betriebsabschnitte wie jede Briefsendung und jede Post-
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kartlJ. Sie muß einzeln gestempelt, einzeln vor· und feinverleilt werden, sie erfährt 
auch nach der Ankunft am Bestimmungsort die gleiche betriebliche Sorgfalt bei 
der Vorbereitung zur Zustellung wie ein Brief. Schaltet man den Gesichtspunkt 
des Massenverkehrs ein, so trifft man - wenn auch nach der Gesamtrnenge nicht 
in demselben Umfang - bei den Briefen auf die gleiche Erscheinung wie bei den 
Drucksachen. Kostentecbnisch verkleinert im Brief- wie im Drucksachen· 
ver ke h r die steigende Zahl der aufgelieferten Sendungen bei gleichbleibenden 
Gesamtkosten die auf das einzelne Stück entfallenden Anteilkosten. Der hier maß­
gebende Unterschied zwischen Brief und Drucksache liegt in der Stärke der 
Auflieferung. Nacb den Angaben in den Geschäftsberichten der DRP zeigte 
während der verflossenen drei Jahre der Postverkehr in Briefen, Postkarten 
und Drucksachen innerhalb Deutschlands folgendes Zahlenbild : 

Rechnungsjahr 1927/28: 
" 1928/29 : 

1929/30: 

Briefe 

3477,3 Millionen, 
3659,9 
2933,3 

Postkarten 

1576,4 Millionen, 
1596,7 " 
1349,6 H 

Drucks achen 
(ohne Postwurfsen· 

dungen) 
1588,7 Millionen 
1608,8 
2557,3 

" 
1m Drucksacbenverkehr kann sich unter dem Einfluß des vorerwähnlen Kosten­

und namentlich des Preisgesetzes der Umfang dieses Geschäftszweiges derart 
massenhaft heben, daß die Stückkosten erheblich heruntergehen, wodurch zwischen 
ihnen und dem niedrigen Gebührensatz immer noch eine Gewinnspanne ' auftriif\, 
wobei zum mindesten die Stückkosten nicht über den angesetzten Beförderungs­
stückpreis hinausragen. Dabei soll nicht unerwähnt bleiben, daß sich die Druck­
sache wegen dieser tariflichen Begünstigung gegenüber dem Brief und der Postkarte 
eine gewisse Hintansetzung in der Beförderung und in der sonsti.gen betrieblichen 
Behandlung gefallen lassen muß. Namentlich die Massendrucksachen erleiden am 
Bestimmungsort dadurch eine Verzögerung, daß sie nicht schon am Aufgabeort, 
vielmehr erst bei besonderen 1 für größere Verkebrsgebiete aufgestellten Druck­
sachenverteilstellen (zur Zeit 14 im Reichspostgebiet) zur Beförderung an 
den Bestimmungsort verarbeitet werden. Im Gegensatz zu anderen unanbring­
lichen Briefposlgegenständen unterbleibt ferner bei sog. wertlosen Drucksachen 
die Rücksendung an den Aufgabeort. Auf der anderen Seite verursachen die 
Drucksachen einen besonderen betrieblichen Arbeitsaufwand insofern, als eine 
gewissenhafte Nachprüfung der Übereinstimmung ihrer Ausstattung und sonstigen 
Beschaffenheit mit den für sie geltenden bosenderen Drucksachenvorschriften 
verhältnismäßig mehr Zeit beansprucht als das einfache Prüfungsgeschäft bei 
einem Brief oder gar bei einer Postkarte. Dagegen läßt sich bei Postwurf­
sen d un gen ein erheblich kleinerer Kostenaufwand für das Stück fesn<teUen 
als bei Briefen, Postkarten und den beanschrifteten Drucksachen. Postwurf­
sendungen gelangen in der für jeden Bestimmungsort vorgesehenen Stückzahl in 
einlacher Verpackung obne jede betriebliche Befassung mit ihnen an diesen Ort 
und werden dort mit Hilfe eines bestimmten Verteilschlüssels in der für die be­
treffenden Empfängergattungen vorher ermittelten Stückzahl auf die beteiligten 
Briefzusteller zur Zustellung verteilt. 

y) Von besonderem Einfluß auf die Gebührenermäßigung im Drucksachen­
verkehr erscheint der oben schon behandelte weitere Preisbemessungsgrund1 

die Wertung durch den Verkehrsnutzer. Der Brief und die Postkarte 
bilden Träger persönlicher Mitteilungen, sind oft von erheblicher geschäftlicher, 
namentlich finanzieller Bedeutung. Die Drucksache und ibr Inhalt sollte ursprüng-
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lieh für einen größeren Kreis von Empfängern bestimmt sein, ihr sollte, im 
Gegensatz zum verschlossenen Brief und seiner "vertraulichen" Eigenschaft, 
keine "persönliche" Beziehung zwischen dem Absender und einem be­
g tim m te n E m p f ä n ger zugrunde liegen. Die Drucksache war als Nachrichten­
träger allgemeiner Art gedacht, sie wollte sich in der gleichen Sache an eine 
Vielheit von Lesern wenden. Die Drucksachen durften daher grundsätzlich 
Geschriebenes nicht enthalten, die Verkehrsbestimmungen über sie waren genau 
nach dem Wortlaut zu handhaben und dabei als Ausnahmevorschriften eng 
auszulegen. 

Ober die Bedeu tung der Drucksache für den Geschäfts- und 
Handelsverkehr soll hier kein Wort verloren werden. fn ihr liegt der 
"Z weck we r t" dieser Sendungsgattung mitbegründet. Es ist aus den voraus­
geschickten allgemeinen Ausführungen über verschiedene Preisbestimmungsgründe 
im postalischen Nachrichtenverkehr bereits bekannt, daß im geschäftlichen Nach­
richtenverkehr die "p e r s Ö nl i ehe 'Ver tun g" einer postalischen DiensUeistung 
durch den Verkehrsteilnehmer und der mit einer Verkehrs benutzung, hier im 
Drucksachendienst, verfolgte ge s c h ä f tI ich e Z w ec k (d. h. seine BedeutuIl1l 
für das "Geschäft") z us a m !TI e n fall en_ Die Ausgaben jeder Einzelwirtschaft 
werden hier als "Kosten" mit Rücksicht auf den Ertrag in Rechnung gestellt. 
Zweckwert und Kostenwert fallen zusammen oder zeigen sich gegenseitig stark 
angenähert. 

b) Der gegenwärtige Drucksachentarif. 

Verfolgt man nun die Verkehrs· und Tarifpolitik, welche die DRP bald nach 
Beendigung des Weltkriegs bei der Aufslellung der Drucksachenbestimmungen 
und Ihrer Anpassung an die übernommene Gebührenermäßigung gegenüber dem 
Brief und der Postkarte eingeschlagen hat, so findet man, daß im Laufe der 
Zeit - auf das Drängen der beteiligten Geschäfts· und Wirtschaftskreise _ gegen. 
über den ursprünglich einengend gefaßten Verkehrsgrundsätzen des "Drucksachen. 
paragraphen" der Postordnung eine ständig zunehmende Erweiterung der Be­
nutzungsmöglichkeiten dieser Verkehrsgattung Platz gegriffen hat. Ein kurzer 
Vergleich der anfänglichen postalischen Bedingungen für den Drucksachenverkehr 
mit ihrer heutigen Fassung zeigt deutlich, in welch einschneidender 'Weise die 
Gebührenermäßigung nunmehr auch für solche Zwecke beansprucht werden 
kann, die früher nur durch die Form des Briefes und der Poslkarte gegen die 
entsprechende höhere Gebühr erreicht werden konnten. Das Kennzeichen dieser 
'Vandlung liegt in einer wesentlichen Annäherung des postalischen 
V.erwe~dungszwecks der Drucksache an die Benutzungsmö ,g­
lIchkelten des Briefes und der Postkarte, wogegen die Drucksachen­
gebühren nicht nur gleicbgebliebe.n sind, sondern sogar eine wenigstens teilweise 
Herabsetzung erfahren haben. 

a} Die \vescntlichen Änderungen (Erweiterungen) im Verwendungszweck der 
Drucksache lassen sich der nachstehenden wiedergegehenen alten und neuen 
Fassung der einschlägi·gen Ausnahmebestimmungen für Drucksachen entnehmen. 

Zunächst erklärt der neue § 8 Absatz VIIl Nr. 3 der Postordnulljl ebenso wie 
schon früher, daß es gestaltet ist, bei einer Drucksache "Stellen des Drucks zu 
streichen, VI/orte oder Teile des Drucks durch Anstriche hervorzuheben und 
z u ~ n t e r s t r eie h e n". Diese Vorschrift war aber früher durch eine Ausführungs. 
heshmmung ergänzt. die lautete: "Die Streichungen, Anstriche und Unterstrei­
chungen dürfen keine brieflichen Mitteilungen in offener oder verab-

' I 
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redeter Sprache darstellen." Es war z. 'B. nicht gestattet, in einer Drucksache von 

dem Satz Ich nehme an dem Essen __ leiI" - die für den Fall nicht zutreffen-
" nicht teil" 

den Worte zu streichen. Als einzige Ausnahme war nachgegeben, daß bei 
Warenbeslellkarten gewisse SIelIen der gedruckten Angaben durch­
oder unterstrichen werden durften, um kenntlich zu machen, daß sich die 
Be~tellun,g nur auf die nicht durchstrichenen oder auf die unter­
s tri ehe neu Gattungen von Waren beziehen sollte. Die Nachtragung nicht auf­
geführter Waren und die Angabe der bestellten Waren mengen war dabei aber nicht 
gestaltet. Diese allgemein verbindliche Auslegungsregel ~es~ebt heute IlIcht mehr. 
Im Rahmen der jetzigen Bestimmung kann daher ein fllldiger Absender auf den 
Drucksachen durch entsprechende Anordnung und unter Ausnützung der nun­
mehr zugestandenen Handlungsfreiheit sehr wohl pers ön I i eh eMitteilungen 
einem bestimmten Empfänger zugehen lassen. mit dem er vordem in den gleichen 
Angelegenheiten nur brieflich gegen Entrichtung der höh-eren Beförderungsgebühr 
"crkehren konnte. 

Früher war es ferner - unter Verpflichtung zur Anwendung dieser Aus­
nahmebestimmungen n ac h d e!TI B u c h s tab en - lediglich zugelassen. "bei Preis· 
listen, Börsen- und Marktzetteln, Geschäftsanzeigen, Handelsrundschreiben und 
Anzeigenanerbieten Z a h 1 e n ne b s t sol ehe n Z us ätz e n, die als Bestandteile 
der P l'e i s b e s tim m u n g zu betrachten sind", nachträglich einzusetzen. Hand­
schriftliche Nachtragungen von Warengattungen und Zusätze über die Marktlage 
waren in den Pr eis 1 ist e n nicht gestattet. Als Bestandteile der Pr eis b e s tim ~ 
m u n g waren nur solche Zusätze möglich, die in unmittelbaren Zusammenhang 
mit der Preisangabe standen. 

Ferner war es früher zugelassen, ,.auf gedruckten Be s u eh s kar t e n. W e i h -
nachts· und Neujahrskarten Namen, Stand und Wohnort nebst Wohnung 
des Absenders anzugeben sowie mit höchstens f ü n f \V 0 r t e n oder mit den 
üblichen Anfangsbuchstaben G r ü ß e, Glückwünsche, Danksagungen, Beileids­
bezeigungen oder andere H ö f li c h k eil s f 0 r m eIn handschriftlich oder mecha­
nisch hinzuzufügen". Diese Ausnahme galt nach dem \Vortlaut der Postvorschrift 
nur für Besuchs-, Weihnachts· und Neujahrska.rten, nicht aber für Geburtstags·. 
Oster· oder Pfingstkarten. Dabei durften auf jenen bevorzugten Sendungen an der e 
Mitteilungen als Grüße, Glückwünsche und ähnliche Höflichkeitsformeln 
ni c h t gemacht werden. 

'Veiterhin war es vordem nur erlaubt, "bei Re i s e a n k Ü nd i gun gen den 
Namen des Reisenden, den Tag und die Stunde der Ankunft, den Namen des 
Ortes, den er zu besuchen beabsichtigte, und die Örtlichkeit, wo er abstieg, hand­
schriftlich oder mechanisch einzutragen oder zu berichtigen und 

in Anz eigen übe r Ware n send un ge n den Tag der Absendung hand­
schriftlich oder mechanisch anzugeben". 

Schließlich durften in E m p fan g sb e s t ä li gun gen übe r \V e r t sen­
dUlllgen oder Geldbeträge der Betrag, ferner der Tag und die Nummer der 
RechnuIl1l sowie die Zahl und die Gattung der Gegenstände, auf die sich die Zah­
lung bezog, handschriftlich oder mechanisch angegeben werden. 

Heute dagegen räumt die Postordnung (§ 8 Absalz VIII Nr.4-6) dem Ver­
sender von Drucksachen ein, "Ziffern an offen g.elassenen Stellen des 
g ed r u c k t e n 'Vor t lau t s". - und zwar handschriftlich, mit dcr Schreibmaschina. 
mit Stern~l, im Durchdruck- oder Paus"crCahren - "nachzutragen" , ferner 
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HZ i ff ern zu ändern" oder "sonstige Änderungen im Wortlaut sowie Nach. 
tragungen an beliebiger Stelle vorzunehmen. 

Diese Änderungen und Nachtragungen ·dürfen je do eh zusanunengezählt nicht 
mehr als fünf 'Vorte usw. umfassen und müssen in leicht erkennbarem sach. 
lichen Zusammenhang mit der gedruckten Mitteilung stehen." 

. Was früher Au~nahme war, gilt damit heute als allgemein zulässige Regel. 
Em gewIegter Geschaftsmann hat es m der Hand, unter weitgehender Ausschaltung 
der kostsplehgeren Bnefform an seme Kunden und Geschäftsfreunde Bestellungel1, 
Rechnungen, Mahnkarten unter Verwendung der gebührenbegünstigten Drucksache 
zu versenden und auf die gleiche Art von ihnen Antwort zu bekommen. Die be­
teiligten Kreise brauchen es nur zu verstehen, durch entsprechende Druckanord­
nung und richtige Verwendung von Ziffern und den zugestandenen fünf Wörtern 
Ihre persönhchen Mitteilungen auf der Drucksache unterzubringen. Wenn das 
Nachtragen von Ziffern an offengelassenen Stellen des vorgedruckten Wortlauts 
außerhalb der handschriftlichen Ergänzung der Drucksache um die 
er lau b te n f ü n f W ö r te r stattfindet, kann es in unbegrenztem Maße erfolgen! 
Solche Ergänzungen werden dann bei der Feststellung der erlaubten Wortzahl 
(fünf) nicht mitgezählt. 

Aus neuester Zeit sei noch folgendes Beispiel angeführt. Nach § 8 Absatz VI 
der Postordnung können ohne Umschlag versandte Drucksachen in Form ein­
fa~h~r Karte.~, auch mit anhängender Antwortkarte, gegen die er­
~aßl.~te Gebu~r. von 3 Rpf. verschickt werden. Diese Versendungsform war als 
em außerst bllhges Werbemittel gedacht, um dem Empfänger der Karte, dem 
KIlnden, dIe Antwort an den Aufgeher (die Bestellung) zu erleichtern. Die an. 
hangende Antwortkarte durfte ·nur den Zwecken des Empfängers der Doppel. 
karte dlenen. Sie konnte wohl für die später zu erteilende Antwort vom Ab­
se~der durch Aufdruck vorbereitet werden, 'sie durfte aber k ein e r 1 e i 1\'1 i t­
teil u~gen des Absenders - weder gedruckte, noch geschriebene _ an den 
E m p fan ger der Doppelkarte enthalten und auch nicht an offengelassenen Stellen 
des Vordrucks vom AbseILder der Doppelkarte aus g e füll t werden. NamentlicIr 
Aufdrucke auf der Antwortkarte, die als Mitteilungen des Ab. 
sen de r s der D 0 p p e I k art e (Lieferbedingungen, Anpreisungen, Werbeauf. 
drucke) an den Empfänger (also an den späteren Absender der Antwortkarte) an. 
geseh~n werden mußten, waren u n z u I ä s s i g. 

Diese Regelung wurde nunmehr zugunsten der Werbung für den 'Varenumsatz 
durchbrüchen. Gegen die ermäßigte Gebühr von 3 Rpf. werden k ü n f t i gauch 
so.lche ohne Umschlag versandte Drucksachen in Form einfacher Karten 
mIt anhän~ender Antwortkarte zugelassen, die auf der Antwortkarte 
neben den bIsher zugelassenen üblichen Aufdrucken zur Vorbereitung der Ant­
wort noch Werbeaufdrucke des Absenders der Doppelkarte enthalten. 
H.lern~ch steht dem Absender der Doppelkarte die Antwortkarte künftig bis auf 
dIe fur dIe AnschrIft bestImmte rechte Hälfte der Vorderseite und bis auf den 
fur die Antwo.rt vorges.eh~nen ~eil voll für Werbezwecke zur Verfügung . 

. ß) Aus dIesen beISpIelsweISe gebrachten Verkehrsbedingungen dürfte es ohne 
wClteres. h~rvorgehen, daß sich bei solchen Verwendungsmöglichkeiten die Druck. 
sach~n . m Ihre~ ,~geschäftIichen Zweckwertlt dem Zweckwert einer vertraulichen, 
personhchen MItteIlung, deren Träger bisher allein der Brief und die Postkarte 
waren, stark genähert hat. Der beste Beweis für das Verdrängen des Briefs und 
der Postkarte. durch die in ihrer Verwendungsmöglichkeit erheblich ausgebaute 
Drucksache hegt III den oben gebrachten Verkehrszahlen, die im Laufe der 
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letzten drei Jahre ein ziemlich erheliliches Zurückgehen der Verkehrsziffer für 
Briefe und Postkarten und dementsprechend ein bedeutendes Anwachsen der Ver· 
kehrsziffer für Drucksachen erkennen lassen. Die unbestreitbare Selbstkosten­
senkung im Drucksachenverkehr dank der wachsenden Verkehrsmenge darf aber 
nicht für sich allein als ein Kennzeichen zweckmäßiger Tarifpolitik angesehen 
werden. Wenn auch die Stückkosten des Drucksachenverkehrs sich dabei min­
dern und wenn trotz niedriger Gebühr zum mindesten die auf diesen Geschäfts· 
zweig treffenden Gesamtkosten als gedeckt bezeichnet werden können, gibt do~h 
der mit den zurückgehenden VerkehrszIffern verbundene Gebuhrenausfall 1m 
Brief· und Postkarten verkehr zu denken. Ein abschließendes Urteil läßt sich heute 
noch nicht fällen. Doch wird sich aus den hierfür einschlägigen Ergebnissen der 
nächsten Geschäftsjahre entnehmen lassen, ob nicht mit Rücksicht auf die ge· 
änderte Bedeutung der Drucksache im Nachrichtenverkehr ihr gehobener Zweck· 
wert eine entsprechende tarifliche Berücksichtigung in der Preisbemessung ver­
dient. 

Die Regulierung des gewerbsmäßigen Kraftwagenverkehrs 
in Großbritannien. 

Von Dr. rer. pol. Hans Sc hultz , Köln. 

Es mag einesteils überraschen, daß in Großbritannien die gewerbsmäßig~ Kraft· 
wagenbeförderung als solche bis zum Ende des Jahres 1930 überhaupt nIcht ge· 
setzlich geregelt war. Bis dahin erfolgte nämlich die Regelung in England und 
Wales immer noch nach Gesetzen aus den Jahren 1847 und 1889, m Schottland 
nach einem Gesetz von 1892, also Zeiten, in denen man von der großartig.e.n Ent­
wicklung des Kraftfahrzeuges, vor altem des Kraftomnibusses im 20. Jahrhundert 
noch nicht die geringste Ahnung hatte. Es ist ferner eigentümlich, daß dIe Regu· 
lierungsgesetze sich nur auf die Personenbeförderung beziehen, während der ~üte:. 
verkehr genehmigungsfrei ist. Der Deutsche Industrie· und Handelstag schrteb m 
seiner Denkschrift: "Bezüglich der gewerbsmäßigen Güterbeförderung . auf d.en 
Straßen scheinen Genebmigungsvorschriften nicht zu bestehen·'.l) TatsächlIch bleIbt 
auch in dem neuen Gesetz von 1930 die Genehmigung auf die öffentliche Personen· 
beförderung ·heschränkt. 

Itn Jahre 1847 erfolgte im englischen Parlament die Annahme der sog. "Town 
Police Clauses Acl"' , wonach eine Reihe von Verordnungen über die Regelung der 
Polizei in Städten in ein e m Gesetz zusammengefaßt wurde. In diesem Gesetz. 
waren Vorschriften enthalten, welche für die sog. "haclmey carriages" 2) eine poli.­
zeiliche Genehmigung erforderlich ma.chten. Einige Arten von Straßenfa:hrzeugen 
zur Personenbeförderung waren zwar schon vor 1847 einer gewissen Kontrolle unter· 
worfen, insbesondere die alten Postkutschen, die vor der Einführung der Eisenbahnen 
das normale Verkehrsmittel über weitere Entfernungen bildeten.!!) Eine Besonder­
heit haftete dem Gesetz von 18·17 insofern an, als die Vorschriften in irgende.iner 
Stadt oder einem Distrikt nicht eher in Kraft gesetzt werden konnten, bevor nicht die 

1) Denkschrift des DIHT. März 1930. S. 90. 
2) Unter diesem Namen waren damals Droschken verstanden, heute sind darunter alle 

Personenfahrzeuge zusammengefaßt, die dem öffentlichen Fuhrgewerbe dienen, also Straßen· 
bahnen, Kraftdroschken und KraUomnibusse. 

!!) Departmental Committee on the Licensing and Regulation of Public Service Vehicles. 
First Interim Report 19:25, S. 4. 
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Lokaloohörde vom Parlament ein "Sondergesetz" erhallen hatte, das sie als "Com­
missioners" mit der Ermächtigung zur Genehmigungsevteilung ausrüstete. Dieses 
Sondergesetz gab den Lokalbehörden das Recht, innerhalb ihres Bezirks die Zahl 
der Droschken oder der sonstigen öffentlichen PersonenfahTzcuge festzusetzen. 

Im Jallfe 1875 erfolgte eine Erweiterung des Gesetzes von 1847, indem das 
Recht zur Genehmigungserteilung neben den städtischen zum Teil auch ländlichen 
Behöruen übertra.gen wurde. 

Im Jahre 1889 kam besonders der Pferdeomnibus stark in Gebrauch und führte 
zum Erlaß der Town PoI;ce Cla,uses Act ',von 1889_1) Dieses Gesetz gab einmal 
eine genaue Definition des Omnibusses. Der wesentliche Unterschied zwischen 
Droschke und Omnibus besteht nach dem Gesetz darin, daß die erstere als ganzes 
Fahrzeug gemietet wird, während der letztere zu Einzelfahrpreisen pro Person 
benutzt wird_ Weiterhin dehnte das Gesetz die Vorschriften von 1847 ebenfalls 
auf Omnibusse aus und ermächtigte die Genehmigungsbehöl'den. Nebengesetze für 
gewisse besondere Zwecke zu erlassen. Hierzu zählten Verordnungen über Aus­
stattung der Omnibusse, über Geeignetheit und Geschirr der Pferde, über die Zahl 
der Wagen, Fassungsvermögen usw. Trotz dieser Gesetz.gebungskompetenz, die den 
Stadt- und Landkreisen durch die Gesetze von 1847,1875 und 1889 erteilt worden war, 
haben viele Behörden von diesem Recht überhaupt keinen Gebrauch gemacht, son­
dern sie haben sich die gewerbsmäßige Personenbeförderung möglichst frei entfallen 
lassen, zumal die Frage einer genauen Kontrolle nur unzulänglich geregelt war. 2) 

Infolge der Tatsache, daß die Genehmigung und Kontrolle nach dem Worthui 
der beiden Gesetze nur lokalen Charakter hatte und in 'Virkli.chkeit nur in sehr 
wenigen Bezirken angewendet wurde, be&Chränkte sie sich nur auf die volkreichsten 
Gebiete. Die Beschränkung auf einz,elne Bezirke war um so eher mög)ich, als 
damals nur von Pferden gezogene Fahrzeuge existierten, die zwar von Zeit zu Zeit 
den Nachbarbezirk berührten, doch nur selten drei oder mehr Distrikte kreuzten. 

Eine weitere Besonderheit bestand darin, daß die Behörde einem Bewerber 
die Genehmigung, nicht auf bestimmte \Vege und Linien beschränken kOJU1te, son­
dern, wenn er die Genehmigung zur gewerbsmäßigen Personenbeförderung erhalten 
hatte, so galt diese für alle Wege des bestimmten Genehmigungsbezirks_' ) Ferner 
konnte er weder gezwungen werden, nach einem bestimmten Fahrplan zu fahl1en, 
noch einen regelmäßigen im Interesse der Öffentlichkeit liegenden Dienst einzu­
richten_ In der Praxis haben sich allerdings Bestrebungen bemerkbar gemacht, 
d,e vom Standpunkt des Wettbewerbs aus eine Fahrplangenehmigung und -ver­
öf[entlichung für nötig· erachteten; denn nach der obigen Regelung war es sehr 
schwierig, einen regelmäßigen und zufriedenstellend arbeitenden Dienst vor einem 
Konkurrenten zu schützen, der seine Fahrzeuge gerade vor den im Fahrplan an­
gegebenen Zeiten seines Wettbewerbers abfahren ließ. Diesem Nachtei l wollte man 
durch den Fahrplangenehmigungszwang begegnen, 

Die Gesetze von 1847 und 1889 sind jahrelang in England und Wales die ein­
zigen staatlichen Regelungen für Kraftfahrzeuge gewesen, die der gewerbsmäßigen 
Personenbeförderung dienten. Sie wurden erlassen, als nur der Plerdeomnibus mit 
seinem begrenz.ten Tätigkeitsradius bekannt war, und standen noch in Kraft, als 
z, B_ im Jahre 1924 bereits 95000 Motorfahrzeuge für die gewerbsmäßjge Per­
sonenbeförderung in England und Schottland im Gebrauch waren_') 

1) Royal Commission on Transport. Second Report: The Licensing and Regulation of 
Public Service Vehicles . October 1929, S.4. '1 Departmental Committee a. a. O. S. 6. 

a Departmental Committee a_ a. O. S. 8. 
4 Departmental Committee a. a. O. S. 7. 
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Diese Tatsache mochte an sich allein genügen, um eine Neufassl1:ng .?ieser 
1'. die heutigen Verhältnisse gänzlich tUtgeeigneten Bestimmungen her~lzufuhren, 
d':ch kam hinzu, daß, obwohl mehr als 1100 G~nehmigungsbehörden III England 
. d \Vales eingerichtet waren, wie bermls envahnt, kemeswegs m dem ganzen 
~de Genehmigungsverordnun?en bestanden. I~. weiten Geb.ieten de~ Landers waren 
K' ftfahrzeuge für die öffentlIche Personenbe[orderung kemer welteren Kontro~lß 
I~erworfen als andere Kraftfahrzeuge. Die Royal Commission on Transport gibt 

un -hrem zweiten Bericht an, daß nur 65 von 644 Landkreisbehörden das Kon­
~~s~ionsrecht erteilt worden war.!) Ein Grund hierfür lag darin, daß inf?lge der 
bedeutenden Entwicklung des öffentlichen Straßenverkehrs nach dem KrIege d~r 
englische Verkehrsminister bereits 1922 die Unzulänghchkelt dCer altetn Gesetze ftU~ 
den modernen Verkehr erkannt hatte und ein Departmental omml tee em~e~ z 
batte, das die Frage der Regulierung der Straßenfahrzeuge zur gewerbsmaßlgen 
Personenbeförderung außer TroBey-Omnibussen und Straßenbahnen untersucl~en 

IIte_ Der bereits mehrfach erwähnte Bericht dieses Ausschusses wurd~ Im 
;~hre 1925 veröffentlicht. Auf ihn baute der vierte Teil eines Enlwurfs zu .eInem 
Verkehrsgesetz, der "Draft Road Traffk Bill" , aus dem Jahre 1927 auL InZWISchen 
hatten aber viele ländliche Bezirke Gesuche um Ertellung des Konz.esslOn~.rec~les 
eingereicht. Obgleich sie zwar nicht alle a~ge,:iesen wurden, lehnten. die zustan.dlge~ 
Ministerien dennoch viele deshalb ab, well elUmal der Ausschuß SICh. zur Zelt mIt 
der Frage der Genehmigung befaßte und weil man zweitens der Gesetzg~bung 
nach den Vorschlägen der Draft Road Trafhc Bill mcht vorgreifen wollte, rrotz­
dem wurde die Notwendigkeit einer umfassenden gesetzlichen Regelung al1ge~eln 
im ganzen Lande ,als dringend empfunden_ Aber das damalige Parlament fand mcht 
die nötige Zeit, den Gesetzentwurf eingehend durchzuberaten, ') _ _ 

Im Jahre 1928 wurde nochmals eine Kommission, die Royal Commlsslon on 
Transport, eingesetzt, welche die Probleme, die sich aus der Enhv.ickll:"ng und der 
Größe des modernen Straßenverkehrs ergaben, untersuchen un.d eme l~ I.nteresse 
der Offentlichkeit liegende Neuregelung vorschlagen sollte. D,e KommlSSlon ver­
öffentlichte ihren ersten Bericht: The Control of Tralfic on Roads 1m Juh 1929_ 
Der zweite ist der bereits mehrfach erwähnte Bericht: Tbe Licensing and Regu­
lation of Public Service Vehicles und wurde dem Parlament im Oktober 1929 
überreicht. Ein dritter Bericht über die Zusammenarbeit der verschiedenen Ver-
kehrsmittel wurde im Dezember 1930 veröffentlicht. _ 

Die sich mit der Regulierung der gewerbsmäßigen Personenbeförderung mittels 
Kraftwagen befassende zweite Veröffentlichung der Kommission stell.~e an ~and von 
Berichten und Vorschlägen interessierter Stellen Untersuchungen uber ~I~e ~eu­
regelung der Genehmigungsvorschriften an. So schlug z. B. das Verkehrslm~lster~um 
vor, in Anbetracht, daß trotz der großen Zahl von Genehmigungs~hörden m welten 
Gebieten des Landes keine Kontrolle stattfand und andere Bezltke von dem Ge­
nehmigungserteilungsrecht keinen Gebrauch machten, eine Reduzierung der gegen­
wärtigen Zahl von 1100 Genehmigungsbehörden in Englai!ld und Wales a~f 300 
und von 234 in Schottland auf 55 vor, Des weiteren sollten dIe Fahrzeuge Im, In­
teresse der Sicherheit der Benutzer einer eingehenden Prüfung über ihre Geeignet­
heil zur Personenbe[örderung unterzogen werden. Besonders ausge~ählte P.rüfer 
sollten bestellt werden, die die Prüfung vorzunehmen hatten, um bel Gutbefm~en 
ein Zeugnis über Geeignetheit (Certi!icate of Fitness) auszustellen_ Nach InbetrIeb­
nahme des Fabrzeugs sollten jährlich weitere Untersuchungen uber semen Zustand 

'l Royal Commission on Transport a. a. O. S. 5. 
2 Royal Commission on Transport il. a. O. S. 6. 
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stattfinden. Dem Prüfer sollte sogar das Recht gegeben werdell;, das Fahrzeug zu 
jeder Zeit, sei es in der Garage oder auf der Straße, zu untersuchen. Die Ge· 
nehmigungsbehörden soll ten das Recht erhalten, an die Erteilung der Genehmigung 
Bedingungen zu knüpfen, die sie für die Einrichtung oder AuCrechterhaltung eines 
befriedigenden Dienstes für notwendig erachteten. Sie sollten (erner dafür sorgen, 
daß im Falle des Linienverkehrs die Fahrpreise nicht ul1Zweckmäßig hoch wären, 
sondern in einer solchen Höhe festgesetzt würden, daß ein nachteiliger 'Wettbewerb 
mit anderen Verkehrsarten auf derselben Strecke verhindert würde. Dies·e Vor~ 
schrHt war schon bereits von dem Departmental Committee gefordert worden. Der 
Vorschlag des Verkehrsministeriums betr. Linienverkehr stützte sich auf die Unter­
scheidung von stage, express und contract carriages, die bereits ebenfalls in den 
Berichten des Departmental Committee und der Royal Commission on Transport 
durchgeführt worden war. 

Stage carriages sind Kraftfahrzeuge zur Personenbeförderung gegen Ent· 
gelt zu separate fares I) (weniger als 6 d) , die an den vorgesehenen Halte­
stellen halten, um Personen aufzunehmen oder abzusetzen. 

Express carriages sind Kraftfahrzeuge zur Personenbeförderung gegen 
Entgelt zu Einzel-Fahrpreisen und für eine oder mehrere Reisen zu einem 
vorher bestimmten Ziel, die unterwegs nicht halten, um Personen aufzu­
nehmen oder abzusetzen, sowie Kraftfahrzeuge zur Personenbeförderung gegen 
Entgelt zu Einzel-Fahrpreisen, die nicht weniger als 6 d betragen. 

Contract carriages sind Kraftfahrzeuge zur Personenheförderung gegen 
Entgelt gemäß einem Vertrag, der für die Benutzung des ganzen Fahrzeugs 
zu einem bestimmten Preis abgeschlossen ist. 

Auch die Eisenbahngesellschaften nahmen zu der Frage der Regulierung · des 
gewerbsmäßigen Kraftfahrzeugverkehrs Stellung. Seit die vier großen englischen 
Eisenbahngesellschaften durch die "Straßenverkehrsgesetze von 1928" die Erlaubnis 
erhalten haben, selbst Kraftfahrzeuge zur gewerbsmäßigen Personen- und Güter­
beförderung zu betreiben, haben sie natürlich ein großes Interesse an einer klaren 
Regelung der Konzessionserteilung. 

Den Eisenbahngesellschaften war eine Betätigung ihres Kapitals auf anderen 
Gebieten als dem des Eisenbahnverkehrs durch strenge Vorschriften in ihren Grün­
dungsgesetzen verhoten. ' ) Später hat man jedoch durch hesondere Gesetze Aus· 
nahmen hiervon zugelassen und den Eisenbahnen gestattet, auch Dampfschiffe und 
Gasthöfe zu betreiben. Ferner wurde ihnen erlaubt, auch Kraftfahrzeuge in Be­
trieb zu nehmen, wenn dieser Straßenverkehr in enger Zusammenarbeit mit der 
Eisenbahn stattfinde, also entweder Zubringer- oder Abfuhrdienste leiste. 

So hahen z. B. die englischen Eisenbahnen schon seit langem die Rollfuhr­
geschäfte selbst ausgeführt. Bei der modernen Entwicklung des Kraftlahrzeugver­
kehrs bat das Kraftfahrzeug aber seine Eigenschaft als "Nur-Zubringer oder -Ver· 
teiler" sehr schnell ahgelegt und tritt heute sowohl im Nah· als auch schon sehr 
stark im Fernverkehr als selbständiges Verkehrsmittel und damit als ernsthafter 
Konkurrent der Schienenbahnen auf. Das in den Gründungsgesetzen festgelegte 
Verhot der Eigenhetätigung der Eisenbahnen im Kraftfahrzeugverkehr hei Trans­
porten, die nicht vorher oder nachher die Eisenbahnen benutzten, ist von den Ge· 
seilschaften lange Zeit hekämpft worden. Die von ihnen eingebrachten Gesetz-

1) separate tares ist am besten mit "Einzel-Fahrpreisen" zu übersetzen im Gegensatz 
zu Vertra~slahrten, . wo für das gesamte Fahrzeug vorher ein Gesamt-Fahrpreis festgelegt wird. 

2) DIe gesetzhche Regelung des Straßenverkehrs der englischen Eisenbahnen, in 2tg. d. 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 1929 Nr. 18, S. 487. 
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ürIe sind in zahlreichen Ausschußsitzungen des Parlaments durc~gesprochen 
enr eändert worden.') Endlich im August 1928 traten nach der ZustImmung des 
uno g d' 4 Railway Road Transport Aots, entsprechend den 4 Gesellschaften, 
KO~g~t '~bschnitt 3 eines jeden Gesetzes bestimmt:') Die Gesellschaft darf emen 
l~ r . B trieb einrichten und Straßenfahrzeuge, die mit tierischer, e1ek:rtscher 

~~~:n~echeanischer Kraft bewegt werden, in jedem B~zirk, der. zu": Bereich der 
isenbahn gehört, oder zu einem Eise?-bahnverband, m dem dIe Elsenbahn ~er­

E . t nden Sie kann mittels dIeser Fahrzeuge Personen und deren Gepack, 
treten ,s , vderwG et r be' fo··rdern Absatz 2 dieses Abschnittes beschränkte das Recht 
Pakete un u e· . d Lo d 
der Gesellschaften insofern, als es ihnen untersag~ war, Innerhalb es n oner 
polizeibezirks (Kreis von 24 km Radius um Channg Cross ' ), Personen zur Be­

.. d g aufzunehmen oder abzusetzen. Die Durchfahrt war ihnen erlaubt. Ober­
for erun .. l' h V k h esen eine Aus· hau t bildet das Londoner StadtgebIet Im eng ISC en . er e rsw . 
nah~e, insofern für dieses Gebiet ein besonderes Gesetz, dIe London Trafhc Ac! 1924, 

hestebt. . r' . 
Des weiteren ist den Eisenbahngesellschaften verboten, Wettbewerbs Illien. em· 

. ht n wenn lokale Behörden einen ausreichenden Slraßenbahn- oder Omnibus· 
~:~~:h; betreiben, es sei denn, daß sie die Z~stimmung d~r Behörden ~rlangt .h~ben. 
Ob d' betreffende Linie Wettbewerb bereItet, entscheld"t der VerkehrsmIDIster. 
Diese~e hat ferner das Recht, Untersuchungen darüber anzustellen, ob d,e Belange 
d Allgemeinheit durch den Kraftfahrzeugverkehr der EIsenbahn genug end ge· 

erh t sind Die Fahrpreise für Personen- und Güterverkehr Sind von den Else~bahn. 
':~e~lschaften festzusetzen und entweder auf den Ba~h~fen auszu.legen oder l~ den 
~mnibussen auszuhängen. Die Eisenbahnen ~aben. In Ihren .seflcht~n der; Kraft· 
wagenverkehr besonders aufzuführen, so daß .lflvestlertes Kapital, Remgewmn, Be­
förderungsleistungen usw. daraus zu ersehen smd. 

Außer der Eigenbetätigung im Kraftfahrzeugverkehr steht es den Gesellschaften 
ch frei sich an anderen Kraftverkehrsunternehmen zu beteiligen bzw. ~I~ diesen 

~~ Bdri~bsgemeinschaft zu treten. Hiervon ist allerdings der Verkehrmmister z.u 

unterrichten. . d' h St ß r 
Von der Berechtigung Straßenverkehr zu bet-:elben u~ SIC an ra . en~e -

kehrsunternehmen zu beteiligen, machen die englischen Eisenbahnen ausgleblg,en 
Gebrauch. 1929 betrugen die eigenen Kraftfahrzeuge der 4 Gesellschaften zur Per­
sonenbeförderung 358'), die zum größten Teil (r~. 309) auf dIe Great Western 
Hailway entfielen. An Kraftfahrzeugen für den Guterverkehr besaß dIese Gesell· 
schaft Mitte 1930 1464, die London Midland & Scotllsh Ende 1929 1494 und dIe 
London & North Eastern 700') . Eine Aufzählung der emzelnen Betelhgungen der 
englischen Eisenbahnen an Straßenverkehrsunlernehm~n wür~e l~ dIesem. Ha.hmen 
zu weit führen') , sondern es sei nur festgestellt, daß sIe herelts eIDe statUlc~e Zahl 
erreicht haben. Wenn sich auch noch kein abschließendes UrteIl fassen la~t, ~o 
scheint doch nach vereinzelten, Berichten in dieser Form der ZusammenarbeIt ~le 
für England heste Lösung des Problems Eisenbahn und KraHwagen gefunden z~ sell. 

\Venden wir uns nun wieder der Frage der Regulierung ~es ~ewerbsmaßtgen 
KraUwagenverkehrs zu. \Vir haUen schon erwähnt, daß auch die Eisenbahnen Vor· II Tbe Railway Gazette Vol. 49. 1928 S. 4, 21, 74, 103, 159. .., 

2 Railway Road Transport Acts. The Railway Gazette Vol. 49, 1928 S. 192. 
S M ö h l, Das Londoner ver:-ehrswesen .. Ztschr. f. Verkehrswissenschaft 1930 Heft 3, S. 107. 
, Denkschrift des DlHT. a. a. O. S. 9l. 
~ The Railway Gazette Vol. 52 1930 Nr. 23 .. S. 88? .. ~ 1930 
6 Eine Aufzeichnung der Beteiligungen behndet Sich m Tbe Rallway Gazette Vol. 03 

Nr.9, S. 283. 
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schläge zur Neuregelung eingereicht haben. Sie forderten die Bildung einer Zentral· 
behörde, die die Genehmigung und Regulierung übernehmen soll und die ausführende 
Tätigkeit Bezirksorganisationen überträgt. Hierdurch boffte man eine bessere .Zu· 
sammenarbeit von Eisenbahn und Straßenfahrzeug herbeizuführen und die heutige 
Bevorzugung lokaler Interessen zugunsten allgemeinwirtschafllicher Belange ein­
zuschränken. 

Weitere Vorschläge wurden von den verschiedenen Omnibusgesellschaften, VOn 

Genehmigungsbehöl'den, von Arbeitnehmerorganisationen der Verkehrsbetriebe U5W. 

eingereicht. Die Royal Commission on Transport hat alle diese Vorschläge sorgfältig 
gesammelt und erörtert. B€vor sie ihre eigenen Vorschläge für eine Neuregelung be· 
kannt gibt, stellt sie die Hauptnachteile des heutigen Genehmigungsverfahrens noch· 
mals zusammen l ). "Da die moderne Personenbeförderung auf der Straße eine solche 
Bedeutung erlangt hat (eine Bedeutung, die sich zweifellos noch vergrößern wird), 
muß das Durcheinander des gegenwärtigen Genehmigungssystems, das auf ver­
alteten, vor der Erfindung des KraHfahrzeugs erlassenen Gesetzen beruht, ver­
schwinden und durch ein vollständig geändertes, den heutigen Bedürfnissen ange· 
paßtes System ersetzt werden." Die Nachteile des von der Neuregelung gültigen 
Systems lagen einmal darin, daß die öffentlichen Kraftverkehrsmittel so umfang. 
reiche Gebiete befuhren, die in keinem Verhältn.is zu den kleinen Bezirken der 
Genehmigungsbehörden standen. Jede Behörde begünstigte naturgemäß ihren Bezirk 
und dessen nahe Umgebung, während sie an großen Fernlinien kein Interesse hatte. 
Nach ihrer Meinung vermehrten sie nur das Gedränge auf den Straßen und be· 
reiteten bis zu einem gewissen Grade den lokalen Diensten Konkurrenz. Ferner 
bestanden in vielen Teilen des Landes überhaupt keine Genehmigungsbehörden) 
obwohl in Großbritannien über 1300 vorhanden waren. [n vielen Bezirken waren für 
ein Vergehen gegen die Konzessionsregelung so geringe Geldstrafen (Maximum 40 s) 
festgesetzt, daß es für den Unternehmer vorteilhafter war, ohne Genehmigung zu 
fahren, auch wenn er mehrmals bestraft wurde2). Dadurch griff er aber in den 
Verkehr der bestehenden regulierten Unternehmer ein, riß die bestbezalllten Trans­
porte an sich und bedrohte damit die Existenz der anderen, vom Standpunkt der 
Allgemeinheit zufriedenstellend arbeitenden Unternehmungen. Außerdem war unter 
diesen Umständen keine Zusammenarbeit mit anderen Verkehrsmitteln möglich. Des 
weiteren mußte man darin einen Nachteil erblicken, daß viele lokale Genehmigungs­
behörden selbst Kraftwageneigner und ·wllernehmer waren. Unter diesen Verhält­
niss<ßn konnte leicht eine Benachteiligung der Genehmigungsbewerber eintreten.. 

Die geschilderten Mißstände bewogen die Royal Commission hauptsächlich zwei 
Fragen in den Vordergrund ihrer Erörterungen zu stellen: einmal die Verkehrsbezirke, 
ein andermal die Genehmigungsbehörden. Die Kommission hat hierüber in ihrem 
Bericht eingehende Vorschläge gebracht, deren Schilderung sich jedoch erübrigt, 
da. sie im großen ganzen wenigstens in den Hauptpunkten in das neue Straßenver­
kehrsgesetz aufgenommen sind. Der Entwurf zu dem neuen Gesetz wurde Ende 1929 
dem Parlament vorgelegt und nach vielen Ausschußsitzungen im House of Lords 
und House of Commons angenommen. Nachdem der König am 1. August 1930 
seine Zustimmung gegeben hatte, wurde das "Straßenverkehrsgesetz 1930" im 
September veröffentlicht. 

Das neue Gesetz besteht aus 6 Teilen, die zu verschiedenen Zeitpunklen je nach 

'l Royal Commission on Transport a. a. O. S. 23 f. 
2 Es ist z. B. vorgekommen, daß ein Unternehmer 62 mal innerhalb von 8 Monaten und 

in allen, außer 5 Fällen mit der höchsten Summe bestraft worden ist. (Royal Comrnission on 
Transport a. a. Q. S. 7.) 
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• - t' ung des Verkehrsministers in Kraft treten. Die Teile I-1lI enthalten 
d~r ~nesd~~:m Rahmen nicht interessierenden Bestimmungen, die ,~ir a~. besten 
di~ R I entierung des Kraftfahrzeugverkehrs bezeichnen., d. h. eme Fulle von 
nut. eg em n Vorschriften und Verboten über Zulassung und Führen von Kraft­
BestImmunge'b' Geschwindigkeit Gewicht Haftpflichtusw.DieöffentlichenKrafl. 
['lhl'zeugen u er " h' IV d V b h ndelt , ' . Ip blic Service Vehicles) werden in den Absc mllen un e a . 
fah!zeugC

Ab 
uhn ' tt IV des neuen Gesetzes gibt zuerst eine Einteilung der öffentlichen 

Der sc I . . he' f S . t "9 " tage express und contract carnages, m der relts au el e { .... 
Fahrzeuge m s ,. 6 d f 1 h"ht D' 00 Form. Lediglich der Tarifsalz ist von au s er o. le 
.ngege

l
" nhent Bestimmung des Teiles IV is t die Einteilung Englands und Schott­

wesent IC s e D h . t h tEL d in 11 
d . Verkehrsbezirke die sog. traffic areas. emnac IS eu e ng an lan s III ' .., 

und Schottland in 2 Verkehrsbeztrke emgetellt. 

England: 
1. Northern Traffic Area. 
2. Yorkshire Traffic Area. 
3. North·Western Traffie Area. 
4. West Midland Traffie Are •. 
5. East Midland Traffic Are • . 
6. Eastern Traffic Are •. 
7. South Wales Traffic Area. 
8. Western Traffic Area. 
9. Southern Traifie Area. 

10. South-Eastern Traffie Area. 
11. Metropolitan Traffic Area. 

Schottland: 
1. Northern Traflic Area. 
2. Southern Traffic Area. 

In jedem dieser Bezirke hat man eine Kvm~ission aus" 3 Mi~liedern gebildet, 
d' d R ht und die Pflicht hat die Genehmigung zum oflenthchen Verkehr zu 
e~7eil:~ bz~. zu versagen. Die 3 ~iitglieder werden vom Min~ster ernannt u?d zwar 
'e eines aus den Listen die von den Grafschaftsräten (counclls of the counbes) und 
~en Gemeinderäten und' städtischen Senaten (councils of county boroughs and urban 
districts) des betreffenden Verkehrsbezirks emgerelcht werden. Als dfilles Mltghed 
bestimmt der Minister eine Person, die er für geeignet halt, den V.ors.Jt.z der Kom­
mission zu führen. Der Vorsitzende soll nicht länger als ~ Jahre,. die and~re~ Ko:~ 
missionsmit lieder nicht länger als 3 Jahre im Amt bleiben. Die Komrmsslo~ a 
zum Zweck; der Erörterung über Gewährung oder Ablehnung der Genehmigung 
öffentliche Sitzungen in den betreffenden Orten des Gememdebeztrks abzuhalten. 
Sie hat dem Min,ster jährlich Bericht über ihre Tätigkeit zu erstatten. Die Lokal­
behörden haben ihre Rechte, die sie vor dem Inkrafttreten des Gesetzes besaßen, 
auf die Kommissionen zu übertragen. 

Da..<:s neue Gesetz unterscheidet zwei Arten von Genehmigungen: 

1. die Pub1ic Service Vehicle Lioonces, 
2. die Road Service Licences. . 

Die ersteren betreffen also das Fahrzeug, die letzteren den Verkehr oder Betneb. 
Das Gesetz bestimmt, daß niemand ein Kraftfahrzeug. auf lI?endel.ner Slreck~ als 
~tage, express oder contract carriage betreiben darf, biS er mcht die Genehmigung 
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hat! das Fabrzeug in einer der drei Arten zu benutzen. Die Genehmigung kann ver· 
weIgert werden oder, falls Sie schon gewährt ist, zurückgenommen werden, wenn 
gegen die Person 'des Unternehmers oder das Fahrzeug Gründe vorliegen, welche 
die G""ignetheit von Unternehmer und/oder Fahrzeug für den öffentlichen Verkehr 
fraglich erscheinen lassen bzw. die sich als ungeeignet erwiesen haben. Eine nicht 
genehmigte Betätigung im öffentliche,n Dienst wird bestraft. 

Zu. den Voraussetzungen tür die GeAehmigungserteilung gehört ferner ein 
"Taughchkeitszeugnis" des Kraftfahrzeugs (certificate of fitness), wenn das Fahr­
zeug mehr als '1 Personen faßt und als stage, express oder contract carriage betrieben 
werden soll. Das Zeugnis muß von einem von dem Verkehrsminister ernannten 
Sachverständigen ausgestellt sein. Es bleibt, wenn der Sachverständige keinen kür· 
zeren Zeitraum angegeben hat (doch nic.ht weniger als 1 Jahr), 5 Jahre in Kralt. 
Es kann, wenn der \Vagen nicht mehr den Erfordernissen entspricht, für ungül tig 
erklärt werden. Damit wird glei~hzeitig die Genehmigung aufgehoben. Der Halter 
des Fahrzeugs muß ferner bei irgendwelchen Uufällen oder Beschädigung des 
genehm'ilten Wagens der Kommission sobald wie möglich Beri~ht geben. 

Neben der Genehmigung für das Fahrzeug, die auf Grund des Taugli~hkeits· 
zeugnisses erteilt wird, ist zu einer Betätigung im öffentlichen Dienst eine Ge· 
nehmigung für den Verkehr oder Betrieb selbst erforderlich, ohne die kein Fahr­
zeug als stage oder express carriage betrieben werden darf. Bei der Einreichung 
des Antrags auf Genehmigungserteilung hat der Antragsteller der Kommission 
zu unterbreiten: 

a) Einzelheiten über den Typ oder die Typen der zu benutzenden Fahrzeuge, 
b) 1m Falle. des regelmäßigen Verkehrs Fahrpläne und Tarife, die nach 

erfolgter GenehmIgung Gültigkeit haben sollen, 
e) in jedem anderen :Falle Angaben über Häufigkeit des Verkehrs und 

Reisezeiten. 
Außerdem prüft die Kommission noch im besonderen folgende Einzelheiten: 

1. die Geeignetheit der Straßen, über die sich der Verkehr erstrecken soll 
2. das Ausmaß. in dem die Verkehrsbedürfnisse der zu befahrenden Strecke~ 

schon hinreichend gedeckt sind, 
3. das Ausmaß, in dem der vorgeschlagene Verkebr im öffentlichen Inter­

esse notwendig oder wünschenswert ist. 
.4. die Bedürfnisse des Bezirks als ganzen in Beziehung auf Verkehr (ein. 

schlIeßhch der Voraussetzung eines gleichmäßigen. hinreichenden und zufrieden· 
stellende~ Dienstes, der Ausschaltung unnötiger und nicht lohnender Verkehre) 
~wle die Zusammenarbeit aller Arten von Personenverkehr, einschließlich der 
EIsenbahnbeförderung. 

Die Kommission hat ferner alle Eingaben und Proteste zu prüfen, die von 
~ersonellJ welche schon Transportdienste auf der zu genehmigenden Strecke oder 
In ihrer Nähe betreiben, oder von lokalen, Behörden, in deren Gebiet diese Ver· 
kehre schon bestehen, erhoben werden. 

Di~ Komm~ssi?n h.at d~s .Recht an die Genehmigungserteilung Bedingungen 
zu knupfen, die Ihr In Hmslcht auf die oben aufgeführten Einzelheiten er· 
forderlich. erscbeinen; im besonderen hat sie dafür zu sorgen, daß 

a) dIe Fahrpreise nicht unzweämäßig und unbillig sind, 
b) dIe Fahrpreise, wenn es im öffentlichen Interesse liegt, so festge­

setzt werden, daß ein unwirtschaftlkher Wettbewerb mit anderen Verkehrs· 
mitteln auf derselben Linie oder in ihrer Nähe verhindert wird, 

c) Fahrpläne und Fahrpreistafeln in den Wagen ausgehängt sind, 
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d) Personen nicht aufgenommen bzw. abgesetzt werden sollen außer an 
den bezeichneten Stellen. 

Im allgemeinen sollen Sicherheit und Zwedmäßigkeit des Verkehrs gewahrt 
bleiben. Wenn das öffentliche Interesse es erheischt, kann die Kommission Höchst­
bzw. Mindestfahrpreise festsetzen. 

Die Verkehrs- oder Betriebsgenehmigung, die die Kommission eines Ver­
kehrsbezirks gewährt, ist nicht ohne weiteres in einem anderen Verkehrsbezirk, 
durch den die Linie läuft, gültig, sondern die Kommission dieses Bezirks k an n 
sie für gültig erklären, aber es steht ihr frei , ihrerseits von. den in dem ur .. 
sprünglichen Bezirk abweichende Beding~gen z~ erlasse~. pie. and~r~ Arten 
von Genehmigungen haben in allen BeZIrken dieselbe Gultlgkelt wie III dem-
jenigen, in dem sie erteilt sind. . . 

Die Genehmigungen können von den KommiSSIonen aufgehoben werden, 
wenn eine der Bedingungen nicht erfüllt wird bzw. nicht me h r erfüllt wird. 
Die Besitzer von Genehmigungen zum öffentlichen Dienst haben den Kommissionen 
innerhalb einer bestimmten Zeit Nachricht zu geben, wenn sie sich mit 
anderen Transportunternehmern verbinden oder finanzielle Tra.nsaktionen vor· 
nehmen. 

Die Gültigkeit der Genehmigungen, außer der Betriebsgenehmigung, be-
läuft sich auf 1 Jahr nach dem Inkrafttreten. Für den Verfall der Betriebs· 
genehmigungen setzt der Verkehrsminister im Jahr Tern~ine f?st. Eine Betrleb~­
genehmigung soll, wenn sie nicht vorher aufgehoben Wird, biS. zu dem Termm 
einschl. in Kraft bleiben, der am nächsten vor dem Ablauf emes Jahres nach 
der Inkraftsetzung der Genehmigung liegt. Trotzdem kann aus bestimmten Gründen 
die Genehmigung auch nur für einen bestimmten Zeitraum des Jahres ge­
währt werden. 

Jeder Person, der die Genehmigung versagt wird oder die erfolglos .gegen 
eine Genehmigung Einspruch erhoben hat, jedem Besitzer einer Genehmigung, 
dem durch die Kommission oder einen der obenerwähnten Prüfer und Sach­
verständigen die Genehmigung bzw. das Tauglichkeitszeugnis seines 'Vagens 
entzogen wird, steht das Recht zu, innerhalb einer bestimmten Frist und in 
vorgeschriebener Form bei dem Minister Berufung einzulegen. 

Für die Genehmigungserteilung sowie für das "Tauglichkeitsz.eugnis" setzt 
der Minister eine bestimmte Gebühr fest, die durch die Kommission erhoben 
und dem Straßenfonds, Road Fund, zugeführt wird. 

Für den 11. Verkehrsbezirk, Metropolitan Tralfie Area, der den Polizei­
bezirk: London umfaßt, wird nur ein Kommissionsmitglied vom 1\'Iinister er­
nannt. Diesem alleinigen "commissioner" stehen alle die Rechte und Pflichten zu, 
die wir im vorstehenden für die Kommissionen der anderen Verkehrsbezirke auf­
gezählt haben. Das Recht auf ~nehmigungserteilung steht dem "commissioner" 
jedoch dann nicht zu , wenn es sich um .,stage carriages" mit kurzen Halte­
stellenabständen innerhalb des Londoner Polizeibe7.irks handelt. In diesen Fällen 
treten die Londoner Stadtgesetze, die Metropolitan Public Carriage Act 1869. 
Abschnitte 8 und 14 der Metropolitan Streets Act 1867, die London Cab and 
Stage Act 1907 und Abschnitt 6 der London Traffic Ac! 1924, in Kralt, die 
~lle die Genehmigung von Omnibussen behandeln. 

Die Vorschriften des Abschnittes IV, soweit sie die Bestellung der Commis· 
sioners betreffen, sind am 1. Dezember 1930 in Kraft getreten. Die Commissioners 
sollten am 1. Januar 1931 ihre Tätigkeit aufnehmen, während für den Zeitpunkt 
des vollständigen Inkralttretens des Abschnittes IV, d. h. wann die öffentliehen 

ZeitH:br. l. Verkeh ..... willen. chaft. 9. Jahr.;. Heft ~. 6 
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Kraftfahrzeuge den Betrieb aufnehmen können, der Minister den 1. April 1931 
bestimmt halo Die ersten Sitzungen der Commissioners fanden indessen erst am 
8. April 1931 stalt 1). 

Teil V des neuen "Straßenverkehrsgesetzes" behandelt Genehmigung von 
öffer,Uichen Kraftfahrzeugen, die von. Lokalbehörden betrieben werden. Eine 
Lokalbehörde, die gemäß einem Lokalgesetz das Recht hat, ein Straßenbahn., 
Kleinbahn-, Trolley-Omnibus- oder Omnibus -Unternehmen zu betreiben, kann 
öffentlichen Kraftverkehr auf jeder Strecke ihres Bezirks einrichten und mit 
der Zustimmung der betreffenden Verkehrsbezirks-Kommission auch auf jeder 
anderen Strecke. Es ist ihr jedoch nicht gestattet: 

a) contract carriages zu betreiben, 
b) mit Omnibussen Wege zu befahren, auf denen dies durch Lokalgeselz 

verboten ist, 
c) ohne Zustimmung 'Vege zu befahren, die der Verwaltung einer Dock­

oder Hafenbehörde unterstehen, 
d) ohne Erlaubnis der Gesellschaft Grundstücke zu befahren, die einer 

Eisenbahngesellschaft gehören und Zu- - bzw. Abfahrtwege zu Eisenbahnstationen 
darstellen, also keine öffentlichen \Vege sind. 

Der Abschnitt V ist am 1. Januar 1931 in Kraft getreten. Der Teil VI des 
neuen Gesetzes enthält einige allgemeine Bestimmungen. 

Soweit das Gesetz. Die Genehmigung zur Betätigung im öffentlichen Personen­
verkehr mittels Kraftwagen ist also in England dahingehend geregelt, daß ein 
Kraltfnhrzeug zur entgeltlichen Personenbefördcrl1ng verwendet werden darf, wenn 
folgende Genehmigungen vorliegen: 

1. Genehmigung für das Fahrzeug, 
2. ein Tauglichkeitszeugnis, wenn das Fahrzeug mehr als 7 Personen faßt, 
3. Genehmigung für den Betrieb. 

Die Fahrzeuggenehmigung gibt die Erlaubnis, das Fahrzeug im öffentlichen 
Dienst gegen Entgelt zu verwenden; das Tauglichkeilsz,eugnis garantiert Qualität 
und Geeignetheit des Fahrzeugs, während die Bctriebsgenc-hmigung die Linien 
und die Bedingungen bestimmt, unter denen der Betrieb ausgeführt werden 
soll. Ferner haben die Unternehmer ihre Betriebsergebnisse und -leistungen sowie 
verschiedene andere finanzielle und statistische Angaben dem Ver~ehrsminister 
zu übermitteln. Damit wird der Straßenverkehr denselben Bedingungen unterworfen 
wie der Eisenbahnverkehr'). Auch die POicht der Benachrichtigung der Kom­
mission bei Betriebs- oder Finanzverbindungen mit anderen Omnibusunternehmen 
entspricht den im Straßenverkehrsgesetz der Eisenbahnen von 192R ent.haltenen 
Bestimmungen. 

Das Ziel des neuen Gesetzes kann dahingehend gekennzeichnet werden_ 
daß die Kommissionen ein "kontrolliertes Monopol" in ihrem Bezirk schaffen 
sollen, d. h. die Erstellung einer ausreichenden Zahl von zufriedenstellend ar" 
heitenden Omnibusunternehmen, die zur \Vnhrung der öffentlichen Interessen 
der Allgemeinheit sich einer strengen Kontrolle zu unterwerfen haben. 

Eine kritische Betrachtung des neuen Gesetzes mag zuerst an die Bildung 
der Verkehrsbezirke anknüpfen. Der wesentlichste Vorteil der Sehaffung der 
Verkehrsbezirke besteht in der Lostrennung des Genehmigungsverfahrens von 

1) The Railway Gazette 1931, Vol. 54. Nr. 15. S. 570. 
2) K. G. Fenelon, Shortcomings of the Road Traffic Bill. Modern Transport 

Nr. 585, S. 18. 
1930 
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persönlichen und ört~ichen l~teressen und der M~g~ich~eit,. das Proble~ n~n unter 
einem weiteren GeSIchtskreis zu behandeln. GleIchformIger und hmreichender 
Dienst kann geschaffen, unnötiger und verderblicher \V ettbewerb vermieden we~­
den. Durch die Bildung größerer Verkehrsbezirke wurden die Schwierigkeiten,. die 
größeren Omnibusunter~ehme~ durch die frü.~eren vonein~de~. unab~ängIgen 
Genehmigungsbehörden 111 BeZIehung auf Fallrplane und sonsllge Elllzelhellen ent­
stand~ll waren, aufgehoben. Aber auch heute bestehen noch eine Reihe. von 
Schwierigkeiten, insofern die in jüngster Zeit stark aufkommenden Omlllbus· 
Langstreckenverbindungen mehr als einen Verkehrsbezirk durchqueren. Es ist 
zwar im Gesetz vorgesehen, daß die Genehmigung in einem Bezirk durch die 
Kommission eines anderen Bezirks auch für diesen für gültig erklärt werden 
kann!), aber einerseits läßt diese Kann-Vorschrift unter Umständen eine Ver­
weigerung zu, andererseits kann die Kommission Bedingungen stellen, als wenn 
die Genehmigung ursprünglich für ihren Bezirk erteilt worden wäre. Dem­
nach sind also die alten Schwierigkeiten nicht verschwunden, sondern nur 
auf größere Bezirke übertragen. Ferner sind die Grenzen der Verkehrsbezirke 
keineswegs in Gegenden mit geringem Verkehr gezogen2), so daß an den Rändern 
größere Schwierigkei ten auftreten können. Bisher hat noch keine ~ehörde ~ie 
Verkehrsbedürfnisse des Landes als Ganzes geregelt oder den zWlschen·reglO­
nalen oder zwischeu-bezirklichen Verkehr reguliert. Eisenbahnen und Lang­
streckenomnibusse überschreiten die Bezirksgrenzen, aber es gibt keine Hand· 
habe diesen Straßenverkehr zu regulieren; im Gesetz ist die Möglichkeit eines 
Zusa~menarbeitens der Kommissionen untereinander in der Frage des zwischen­
bezirklichen Verkehrs nicht vorgesehen. " ' enn im Gesetz den Kommissionen 
vorgeschrieben wird, eine Zusammenarbeit aller Personenverkehrsarten in ihre~ 
Bezirk herbeizuführen, so muß um so eher der Langstreckenverkehr als em 
Ganzes angesehen werden, zumal in den kommenden Jahren mit einer Zunahme 
dieses Verkehrs zu rechnen ist. Um eine befriedigende zwischenbezirkliche 
Zusammenarbeit herbeizuführen, schlägt Fenelon die Bildung von Kommissions­
verbänden anstoßender Bezirke vor. 

Einen weiteren Nachteil des neuen Gesetzes sieht Fenelon darin, daß den 
kleinen Gesellschaften, die wertvolle Dienste in der Erschließung neuer Gebiete 
durch Einrichtung neuer Linien leisten, nicht genügend Entgegenkommen gezeigt 
werde. Die Genehmigungsgebühren, die Aufstellung statistischer Berichte usw. 
bedeuten eine schwere Belastung. 

Eine Besonderheit des neuen Straßenverkehrsgesetzes ist ferner die bereits 
erwähnte Beschränkung der Genehmigungspflicbt auf den Personenverkehr. Ob­
wohl bei der Beratung des Gesetzes vor dem Parlament und in den Si tzungen 
der Royal Commission sich Stimmen erhoben hatten, die eine Ausdehnung 
der Genehmigung auch auf den gewerbsmäßigen Güterverkehr forderten S)_ Die 
Lastkraftwagen sollten hinsichtlich der Qualität UM Tauglichkeit denselben Prü­
fungen unterworfen werden wie die Omnibusse. Andererseits sprachen sich aber 
die Lastkraftwagequnternehmer selbst scharf gegen eine Einbeziehung des öffent­
lichen Güterverkehrs in die Genehmigungspflicht aus '). Sie verlangten im Inler-

1) Das Gesetz nennt diesen Vorgang: a licence may be "backed". To back hat die Be-
deutung: mit Rücken versehen, auf der Rückseite beschreiben, indossieren. 'l Fenelon, Shortcomings of the Boad TrafIic Bill a. a. O. S. 18 

S Royal Commission on Transport (Sitzungs bericht) Modern Transport 584, S. 22. 
4 Eingabe der Commercial Motor Users' Association. Auszug in Modern Transport 605, 

S.19. 

6' 
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esse einer wirtschaftlichen Entwicklung des Lastkraftwagenverkehrs ein Frei­
bleiben von gesetzlicher Regulierung. Sie begründeten dies mit den natürliehen 
Vorzügen des Lastkraftwagens, seiner verhältnismäßig jungen Entwicklung usw. 
Eine Genehmigungspflicht für den gewerbsmäßigen Güterverkehr mit Kraft. 
wagen werde die Folge haben, daß die Versender, Produzent und Händler, sich 
eigene Lastkraftwagen anschafften und die Güter mi t eigenen Fahrzeugen be­
förderten. Dadurch werde das ,Regulierungssystem durchbrüchen. Auch die 
Forderung eines "Tauglichkeitszeugnisses" für Lastkraftwagen wird von den 
Unternehmern mit dem Hinweis abgelehnt, daß die Lastkraftwagen des ge­
werbsmäßigen Betriebs im allgemeinen in demselben Zustand sich befänden 
wie die privaten, dafür sorge schon die Konkurrenz untereinander und mit 
anderen Verkehrsmitteln. 

'Venn nun Kommission und Parlament von einer Regulierung des gewerbs­
mäßigen Güterverkehrs abgesehen und es lediglich bei der in den Abschnit. 
ten I-lU des neuen Gesetzes vorgesehenen Reglementierung des Kraftver­
kehrs im aJlgemeinen haben bewenden lassen, so dürfte neben den obigen 
Gründen der Unternehmer selbst auch noch die verhältnismäßig geringe Aus­
dehnung des öffentlichen Güterlinienverkehrs mit Lastkraftwagen eine maß­
gebende Rolle gespielt haben, zumal die Eisenbahnen im Lastkraftwagenverkehr 
eine ständig wachsende Tätigkeit entfalten. Die alleinige Regulierung des Per­
sonenverkehrs mag daher im Augenblick genügen; ob aber auf die Dauer auf 
eine Genehmigungspflicht des Güterverkehrs verzkhtet werden kann, scheint 
man mit Recht bezweifeln zu können. 

Im großen ganzen dürfen wir das neue Gesetz wenigstens in Anbetracht 
der Verringerung der Zahl der Genehmigungsbehörden, der BerücksicMigung 
der techmschen Entwicklung usw. als einen wesentlichen Fortschritt gegen­
über der alten Regelung ansehen. Die Kritik dürfte aber erwiesen haben 
daß auch das neue Gesetz noch Lücken aufzuweisen hat, die es zweifello~ 
für eine weitere Verbesserung fähig machen. 

Außer der Sonderregelung hinsichtlich der Genehmigung sind die öffent. 
lichen Kraftfahrzeuge auch noch besonderen Kraftfahrzeugsteuern unterworfen. 
Das englische Finanzgesetz von 1920 so\vie seine Änderung im Jahre 1928 
sehen für Omnibusse eine Steuer nach der Zahl der Sitzplätze vor. Neben dieser 
Steuer, die gegenüber gleichartigen, nicht im öffentlichen Personenverkehr ver­
wen~eten Fahrzeugen wesentlich höhere Sätze aufweist, hat man 1928 noch eine 
Betnebsstoffsteuer eingeführt. 

Buchbesprechungen. 

Georg Cleinow, Geheimer Regierungsrat, Rot e r Im per i a li s mus. Eine Studie 
über die Verkehrsprobleme der Sowjetunion. Berlin 1931. Verlag von Julius 
Spnnger. XII, 224 Seiten mit 25 Kartenskizzen und 76 Abbildungen in und 
außer Text. 

. Do.s Objekt dieses Werkes liegt zwischen dem etwas reklamehaften Haupt. 
htel und dem sachlich-schlichten Unlertitel und ist wohl mit Russische 
Verkehrsfragen unter der kommunistischen Diktatur" genauer bezeichnet. Sein 
Kern ist die Untersuchung der Einspannung des Verkehrswesens in die Planun. 
gen der Bolschewisten . Cleinow weitet sie in Einleitung und Schluß des 
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Buches zu einer Kritik der kommunistischen Planwirtschaft im ganzen. Sein 
Urtcil ist negativ. Nicht etwa, daß es sich in der Prophezeiung eines nahend~n 
Zusammenbruches ergingc. Sondern in vollendeter SachlichkeLt - auf der BaSIS 
umfassender literarischer Studien, achtjährigen Aufenthalts zu Studienzwecken 
im zarischen Rußland und fast sechsjähriger Reisen in der Sowje.tunion --:­
werden die Bedingungen für den Bestand des Fünfjahresplans dargelegt, deren 
Wegnahme" aber sein Ende bedeuten müßte: .,Das Klassenkampfprinzip, wie 

die Bolschewisten es begründen, gestattet ihnen überall dort Menschen zu 
opfern, wo sie soziaI.politisch, - übe~all dort Privateigentu~ a~fzuheben.' wo 
sie finanziell nicht weiter können. SIe leben aus dem pnvatwlftschaftLI-chen 
Teil der Substanz der Volkswirtschaft im weitesten Sinne und können aus dieser 
Quelle noch eine gewisse Zeit hindurch schöpfen. Eurasien ist durch die 
Rückständigkeit und Leidensfähigkeit seiner Bewohner ein Land ungeahnter Mög­
lichkeiten ... " ;,Solange innerhalb der KommWlistischen Partei die brutale 
Richtung die Oberhand behält und sich vor der 'Viederholung von Fehlern hütet, 
,,,ie sie 1929 in der Agrarreform begangen wurden, und die Außenpolitik der Sow­
jetregierung, dank der in der Welt herrs-chenden Uneinigkeit~ gl~ckli.ch .ope~ieren 
kann, ist mit der Mögliehkeit der Durchführung des Planes In emem die Sicher­
heit der Sowjetmaeht garantierenden Ausmaße zu rechnen. Die Möglichkeit würde 
in Frage gestellt, sofern die Entwi-cklung des Transportwesens nicht Schritt halten 
könnte mit der fortschreitenden Kollektivisierung und Industrialisierung und der 
dadurch bedingten Konzentration der Frachtenströme." (S. 19/ 20.) Cleinow be· 
rührt hiermit eine der großen S-chattenseiten der kommunistischen Planwirts~aft, 
nämlich die Erscheinung, die kh als "mangelhafte Verzahnung" oder "Dispro­
portionalität" der einzelnen Erzeugungs- und Tr~sportvorgänge zu bezeic~nen 
pflege, und für die Cleinow in seinem Werk zahlrClche Belege g.roßen und klel~en 
Umfanges bringt, wie etwa, daß die Turksib mangels unzurelehender Getreld~­
produktion Sibiriens ihre Funktion als Getreidezufuhrbahn Turkestans nur In 

bescheidenem Umfange erfüllen können wird, oder daß Getreide in Säcken be­
fördert wird, ,vährend es gleichzeitig an dringendst benötigten anderen Texli1ien 
fehlt, oder daß Holztrusts als Valutabeschaffer Material und Personal von an· 
deren Stellen wegholen. Darlegungen dieser Art sind ebenso interessant und für 
die kommunistische Politik kennzeichnend wie sokhe über bolschewistische 
Methoden a la Patjomkin. 

In diesen umfassenden Rahmen ist dann die Darstellung der Verkehrspolitik 
der Kommunisten nach ihrer prinzipiellen, "revolutionsstrategischen" Seite wie 
in zahlreichen konkreten Erscheinungen eingebettet. An soLchen werden sowohl der 
Aushau des Eisenbahnnetzes, insbesondere der Bau der Turksih, wie der Ausbau 
des Wasserstraßennetzes, insbesondere die Anlage des Dnjeprstroj und der Plan 
des 'Volga-Don-Kanals näher vorgeführt. Eingebaut in diese Gegenwartspro­
blematik hat Cleinow eine sehr weit ausholende und eingehende Darstellung der 
geographischen Grundlagen, der Entwicklung und der heutigen Organisation der 
eurasiatischen BinnenschiHahrt, wodurch das Vlerk in seinen konkreten Schilde­
rungen ein gewisses übergewicht nach der Binnens.chiffahrtsseite erhält und 
die historische und gegenwärtige Bedeutung der Eisenbahn zu Unrecht in den 
Hintergrund rückt. 

In der Darstellungsform zeichnet sich Cleinows 'Verk sowohl durch strenge 
Wissenschaftlichkeit (au.ch in der genauen Literaturbelegung) wie durch einen 
fließenden Stil und sehr eindrucksvolle Bildbeigaben aus. Immerhin stören ge­
legentlich nicht in Einklang bringbare Statistiken, einige Zahlen·Druckfehler und 
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falsche Verweisungen auf die zahlreichen Skizzen der 
Stelle eine große und übersichtliche Verkehrskarte 
wesen wäre. 

Verkehrsnetze, an deren 
besser am Platze ge. 

Als Ganzes verdient dieses neue Rußland· Werk Cleinows jedenfalls höchstes 
Interesse. Ich begrüße es insbesondere deshalb, weil es jedem gebildelen Ver. 
kehrsfach~ann Gele.genheit bietet, sich im Zusammenhang mit Verkehrspro. 
blemen emes WeltteIles auch mit den großen prinzipiellen Problemen des kommu­
nistischen Wirtschaftssysterns zu befassen, was in Deutschland m. E. noch nicht 
hinreichend geschieht. Gebannt durch das zähe Streben Frankreichs auf Nie. 
derhallung ?eutschlands ist unser politisches Blickfeld zu stark auf Europa be. 
sc~ranlrt, wa.hrend m Eurasien Entscheidungen größter Tragweite für die Mensch­
heIt heranreifen, deren sich viele unserer von der Hand in den Mund lebenden 
Wirtschaftsführer und ·politiker nichl hinreichend bewußt sind. 

Prof. Dr. Na pp. Z in n, Köln. 

H8ns BaumanD, Dr.·Ing., Dr. rer. pol., Reichsbahndirektor, Privatdozent für 
Verkehrswesen. Deutsches Verkehrsbuch. Berlin 1931. Deutsche Ver. 
lagsgesellschaft m. b. H. XII, 550 Seiten mit rd. 350 Abbildungen (größtenteils 
Bildnissen) im Text und 2 Karten außer Text. 

Der Presse·Referent der Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn.Gesell. 
schaft übergibt der öffentlichkeit hiermit ein neuarliges Werk, das man als ein 
syste~ahsch geordnetes Lexikon des deutschen Verkehrswesens ansprechen kann. 
)lAus Jahrelanger Arbeitserfahrung im Aufklärungs· und Pressedienst der Reichs. 
bahn wurde in diesem ,Deutschen Verkehrsbuch' \Vissenswertes aus dem Ver­
kehrswesen zusammengetragen. Stichworlartig gegliedert, soll jeder kleine Ab. 
sch~ltt für sich verständlich sein. Tritt eine Verkehrs frage aus den behandelten 
GebIeten auf, so soll, erleichtert im Finden durch das Stic.hwortverzeichnis 
ein kurzer Text ein überschlägliches Bild des Stoffes geben." ' 

Der weitaus größte Teil des Werkes ist der Reichsbahn gewidmet. Es we.rden 
behandelt: I. Der Weg zur Reichsbahn (68 S.), II. Organisation (77 S.), III. Finan. 
zen (34 S.), IV. Verkehr und BetrIeb (85 S), V. Technische Mittel und ihre Be. 
wirtsc.haflung (36 S.), VI. Personal (56 S.), VII. Nebenbetriebe (11 S.), VIII. In. 
ternahonale Zusammenarbeit (3 S .), IX. Reichsbahn und Öffentlichkeit (4 S} 
Im Anhang smd der Staatsvertrag über den übergang der Staatseisenbahnen auf 
das Reich, das Reichshahngesetz und die Satzung der Deutschen Reichsbahllr 
Gesellschaft wiedergegeben. Aus dem reichen Inhalt möchte ich folgende Dar. 
bl(~t.ungen besonders hervorheben: Den systematischen Geschichtsabriß der ehe. 
m.ahgen Lände~bahnen, ergänzt durch Bildnisse der 'Leiter der bundesstaallichen 
EIsenbahnen; emgehende Personaldaten der führenden Persönlichkeiten der Reichs­
b~hn, eine übersicht der Gliederung der Hauptverwaltung mit Relerentenbild. 
nIssen, Angaben uber die Verkehrsstruktur der Reichsbahndirektionen die ein.. 
~ehenden und übersichtlichen Darlegungen über die Finanzwirtschaft, ebenso 
uber das Person~l der Reichsb~hn , dessen Laufbahnen und Tätigkeitskreise, Be. 
sold.ungs- und ,Fursorgewesen, BIldungseinrichtungen, Zusammenschlüsse hier erst­
mahg der br.elle:en Öffentlichkeit in einem systematischen überblick vorgeführt 
werden. GewIß hndet man viel von dem über die Reichsbahn Gebotenen auch in 
anderen Veröffentlichungen, insbesondere in dem Reichsbahn·Handbuch und dem 
von dem Verfasser alljährlich herausgegebenen Reichsbahn.Kalender; doch hat 
man es bIer bequemer zusammen, Dazu kommen noch zahlreiche weitere in. 
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• :ressante Mitteilungen aus ~em Riesenapparat der Reichsbahn, die ich an anderer 
Stelle noch nicht veröffenthcht fand. . . 

Im Gegensatz zu der umfassenden. Darstellung der Reichsbahn kann die der 

d n Verkehrsmittel nicht recht befrIedigen. BereIts die Behandlung unter dem 
an ere . d I' d" t Da"· Titel "Der übrige Verkehr" auf nur 125. Selt~n ,eute,t, au eme ~e rang .e~e .., 
t Jl ngsweise hin. Allerdings ist auch hier elll vlelselhges MaterIal verellligt und 

5 ebeu dere das Zusammenarbeits- und \Vettbewerhsverhältnis der Reichsbahn 
InS son .. d d' 

d anderen Verkehrsmitteln sorgfältig und interessant behandelt. Währen le 
~Uus(~~rungen über Privat-, Klein- und .Straße~bah~en, ~ben~o ü.ber den, Luft­
verkehr als ausreichend zu betrachte,n ~llld, .tflfft dle~ fur die Bmne~scl1J.Uahrt 
und Seeschiffabrt nicht zu. Zum Beispiel WIrd man In dem AbschOlIt Bmnen· 
schitrahrt vergebens suchen nach Angaben u~er die, Betriebsformen, die Groß~ 
W1ternehmen, die Kleinschiffer-Zusammenschlusse: die Verwaltungsformen, der 
Häfen, über führende Persönlichkeiten. (Auch bel den anderen. ~erke~rsmlt,~eln 
außer der Reichsbahn sind diese vernachlässigt.) Daz,u ~omm~n clll1ge n1~h~ gluc~. 
lieh wirkende Darstellungen und Irrtümer. Zum Beispiel ware ~weckmaßIg ~~llt. 
zuteilen gewesen, für welche 'Wasserstände die angegebenen Fahrttefe~ der Stro~e 
gelten. Mancher Leser wird sich Iragen, wie denn überhaupt auf der Oder Schiff· 
fahrt möglich ist, wenn er hest, daß die ~ahrwassertIefe unter~alb Bresl~u nur 
0" m betrage. Statt der nur ausnahmsweise anzutreffenden großten Schlffsaus­
~~ße waren besser die der "Regelschiffe" anzugeben. Die,,,Tabelle auf S. 444 
über die Entwicklung des Tonnengehalts der deutschen Kahne ISt nIcht ver· 
ständlich, ebenso auf S. 447 die Bemerkung, "daß man für die Koste.~ der 
Schleppkraft etwa 20 v. H. der Anschaffungskosten des Da\Tlpfers. rechne. DIe 
~nClaben über die Internationalisierung der deutschen Strome smd fehlerhaft 
(selbst in der Berichtigung). Kleinere Unrichtigkeiten ähnlicher Ad finden sich 
auch an verschiedenen anderen Stellen des Werkes. Auf ihre Anfuhrung 1st um 
~o eher zu verzichten, als bei der ersten Veröffentlichung eines so~ch breit ,ange~ 
leClten WerkeR durch eine einzelne Persönlichkeit die völlige Vermeidung klemerer 
lr;tümer ausgeschlossen ist. Dagegen erblicke ich eine wesentli,che UnvoI! .. 
ständigkeit des Werkes in der Vernachlässigung der Deutschen ReIchspost, die 
nur beim Kraftverkehr und Luftverkehr envähnt WIrd, 

Trotz dieser Mängel verdient das Werk zufolge seiner Idee wie wegen des 
in ihm gesammelten Materials der Anerkennung, Die D~ste~l';IDg des deutschen 
Eisenbahnwesens konnte in dieser umfassenden und VielseItigen Art nur von 
einer Persönlichkeit gegeben werden, die wie der Verfasser seit vi-elen Jahren 
als Mittler zwischen Reichsbahn und Öffentlichkeit fungiert, dementsprechend 
einerseits diesen Betrieb in Aufbau und \Virken durch und durch kennt, anderer­
seits weiß, an welchen Fragen die Öffentlichkeit, d. h. Wirtschaft und Politik, 
Wissenschaft und Presse besonderes Interesse nimmt. Als Nachschlagewerk des 
deutschen Eisenbahnwesens wird es daher weiten Kreisen von großem Nutzen sein. 

Prof. Dr. Napp·Zinn, Köln. 

AdoU Sarter, Dr" Geh. Regierungsrat, Reichsbahndirektions·Präsident, und .Theo­
dor Killel, Minislerialrat a. D., Reichsbabndirektor. Die Deutsche Reichs· 
bahn-Gesellschalt. Ihr Aufbau und ihr Wirken. Dritte, auf Grund des 
YOllng.Planes vollständig neubearbeitete Auflage. Berlin 1931. Deutsche Verlags· 
gesellschaft m. b. H. und Verkehrswissenschaft!. Lehrmittelgesellschaft m. b. H. 
bei der Deutschen Reichsbahn. 364 Seiten. 

Wiewohl völlig neubearbeitet, kann man den "Sarter·Killel" doch als "alten 
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Bekannten'.: begrüßen,. An der in der 2. Auflage eingeführten Zweiteilung de~ 
~er~e~ :amhch In eme, systematische Darstellung von Aufbau und Wirken der 

elc san und emen Komm".ntar des Reichsbahngesetzes nebst Gesellschafts. 
sa.tzu:;g Ist. (estgehalten. Allerdmgs Ist letzterer jetzt vorangestellt, demgegenüber 
;;;''' le fnlhere Relh~nfolge (zuerst das System, dann die Einzelbetrachtung) 
a sser begrundet erschien, .obschon zuzugeben ist, daß das System der Reichsbahll 
A~f ~e~ gesetzhch"n Besh,r,nmungen basiert. In dem systematischen Teil ist der 
. s.~ n~tt HGrun~satzlIches der 2. Auflage. der insbesondere eine Zurückweisun 
rrrtumhcher Memungen en,tbielt, weggefallen. Mir würde an dieser Stelle ein; 
~~te~su~hung des autonomen Charakters der Deutschen Reichsbahn.Gesellschaft 

ee maßlg ers~~etne?-. Neu Ist In dem systematischen Teil ein "Eisenbahn_ 
:erwal!ungsrecht .behtelter Abschnitt, in dem das Reichsbahn.Baurecht, .Ent. 
d 19nunosrecht, .Pohzerrecht, dIe BeZIehungen der Reichsbahn zu Post und Zoll 

as Recht der Nebenbetriebe eine zusammenfassende Darstellung gefunden haben' 
Die Im Zeichen des Young·Planes erfolgten Veränderungen des Reichsbahn: 

~tatns ~dmgten naturge~äß teilweise einen völligen Neubau des Werkes. Die 
ortentwIcklung der Reichsbahnwirtschaft gah ebenso wie richterliche Ent. 

~~h€ldungen der letzten Jahre ~nlaß 7.U vielsteUiger überarbeitung. Darüber 
maus Ist das .ganz~ \Verk sorgfalhgster ReVision unterworfen. Mit besonderem 

fnteresse habe Ich dIe Nüancierungen der Auffassungen gegenüber der 2. Auflage 
n grundlegenden ~ragen verfolgt, z. B, in der Interpretation des § 2 des Reichs. 

~ahngesetzes und In der Fra~e der Neuordnung der Direktionen bzw. dem Problem 
es Gruppensystems, Auf Eillzelfragen bejallend oder diskutierend inhaltlich ein. 
zu~ehe~ mochte lCh mir ve~sagen. zUI;nal ich meine Auffassung zu verschiedenen 
~e_elltllchen Fragen der Relchsbahnwlftschaft im Oktober 1930 in einem Beitrag 
uvbcr die"" Deutsche RelChsbahn·Gesellschaft zu der Sammeluntersuchung des 
erems fur S . I l"t'k ""b U .. OZI~ po I I ~ U er .. Moderne OrganisationsCormen der öffentlichen 

(
;ternehmung Dleder~elegt habe, der indessen zu meinem Bedauern bis jetzt 

ommer 1931) noch DIcht erschienen ist. 
Da" Urteil über die 3, Auflage des "Sarter.Kittel" kann nur wieder eine volle 

~~rkeD~ung sel.n. Sowohl nach der staatswirtschafUichen wie der juristischen 
IeEzeIChnet sich das Werk durch Umfassendheit, Gründlichkeit und Klarheit 

?us. s Ist mir .als StaatswIssenschafter zugleich ein unentbehrliches Arbeits. 
~Ilstr~~ent und e~n Gegenstand wissenschaftlichen Genusses. Der 'Viderhall den 
a~ erk allers.elts gefunden hat, beweist seinen Rang als für Juristen' und 

Whlftschafter gleich unentbehrliches wissenschaftliches Standardwerk der deut. 
sc cn Elsenbahn.OrgamsatlOn und .Politik. 

Prof. Dr, Na pp. Z in n, Köln. 

Die Aufgaben der Verkehrspolitik zur Gesundung der 
Volks- und Weltwirtschaft. 

Vortrag anläßlich des zehnjährigen Bestehens des Instituts für Verkehrswissenschaft an der 
Universität Köln am 20. Juni 1931 von Geh. Regierungsrat Prof. De. Kar I T h i e s s. Köln. 

Die politische und wirtschaftliche Krise Deutschlands scheint auf den ersten 
Blick ein ungünstiger Zeitpunkt zu sein, um über die nächsten Sorgen und die 
Existenzkämpfe der Wirtschaft und ihrer Zweige hinaus den Blick auf weitere 
Aufgaben und größere Ziele zu lenken. Aber es ist nicht gut, wenn man immer 
nur an die nächste Zeit und die unmittelbare Gegenwart denkt. Das gibt jetzt keine 
Freude und keine Zuversicht. Ein lubiläum ist eine gute Gelegenheit zu einem 
größeren überblick über das, was die Verkehrspolitik in Deutschland und an­
derswo für Volk und Land und Wirtschaft geleistet hat, was sie unter normalen 
Verhältnissen wieder leisten könnte und sollte in der schweren 'Virtschaftskrise, 
warum sie es jetzt nicht voll leisten kann und wie sie dazu wieder fähig ge· 
macht werden könnte und sollte. 

Unsere hochentwickelte Wirtschaft der Gegenwart, die sich jetzt in Krisen 
windet, unsere deutsche Volkswirtschaft. um deren Erhaltung uns so schwere 
neue Opfer auferlegt werden, ist zum großen Tei'l durch den modernen Verkehr 
geschaffen worden, Die Produktionstechnik allein hätte im letzten Jahrhundert 
die Wirtschaft nicht so gründlich umgestalten können, wenn nicht der Verkehr 
ihr einen größeren, weiteren, bequemeren. billigeren Absatz hätte verbürgen 
können . England mit seinen Meeresstraßen und Kanälen, Frankreich mit seinen 
Kanalsystemen, Amerika mit den großen schiffbaren Flüssen, England und Amerika 
mit der frühen und hohen Eisenbahnentwicklung sind am schnellsten und gründ· 
lichsten in die kapitalistische Wirtschaftsweise hineingekommen und vorange· 
kommen in Massenerzeugung und Fabriken. 

Deutschlands alte Wirtschaftsblüte ruhte schon im hohen Mittelalter großen· 
teils auf seinen Flußstraßen und seiner Schiffahrtsbetätigung auf den Nordmeeren. 
Die Ei.enbahnen haben Deutschlands wirtschaftliche Einheit und Größe zur 
Vollendung gebracht, und diese Entwicklung setzte unmittelbar ein, nachdem der 
deutsche Zollverein die staatlichen Verkehrsschranken endlich und spät beseitigt 
hatte, Was in der Geburtsstunde des Zollvereins den Zeitgenossen das Bemer· 
kenswerteste schien. war die Entfesselung des deutschen Verkehrs, wie in 
der Neujahrsnacht 1834 alle alten Zollsperren und Schlagbäume für immer 
hochgingen und an allen Grenzstellen die wartenden Lastwagen losfuhren und mit 
Jubelgeschrei der Verkehr sich durch die befreiten Lande ergoß und eine neue 
,Wirtschaftsblüte ermöglichte. Die Eisenbahnen haben diese Entwicklung zum Siege 
geführt, der Verkehr, und nicht wie in anderen Ländern die Politik, die in dreißig 
Kahinetten eifersüchtig miteinander haderte. Auf der Verkehrskarte erschien 
Deutschland früher als Einheit als auf der politischen. 

Der Verkehr hat Deutschland auch in der Weltwirtschaft vorangebra<:ht.. 
Während alle älteren Großmächte den Standpunkt vertraten, die Politik, die Macht· 
und die Kolonialpolitik müßten dem Außenhandel die Welt erschließen, der Verkehr 
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